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Der folgende Beitrag zeigt anhand der Besteuerungswirkungen, die in einem zwei-
stufigen kapitalistischen Unternehmensaufbau unter Einbeziehung der Anteils-
eigner auftreten, gegenwärtige Steuerbelastungsunterschiede bei nationalen und
grenzüberschreitenden Investitionen von im europäischen Binnenmarkt tätigen
Unternehmen auf. Es wird insbesondere danach differenziert, ob die Investitionen
in Form von Eigen- oder Fremdkapital finanziert werden. Als Sitzstaaten für die
Unternehmen werden Deutschland, Frankreich und Großbritannien herangezogen.
Abstract
The following article examines the effects ofdifferent business tax systems on cor-
porations' decisions to finance anational or a foreign subsidiary with debt or
equity. The article focuses on how the corporation tax systems in France, Ger-
many and the United Kingdom eliminate double taxation of intercompany distribu-
tions, the taxation of distributed profits from national or foreign sources, the ef-
fects of withholding taxes on dividends as weIl as on other business taxes in the
different countries.1. EinleitenderTeil
1.1. Gegenstand der Untersuchung
Die Steuerbelastung hat einen erheblichen Einfluß aufStandortentscheidungen
international tätiger Unternehmen. Ihre Bedeutung als Standortfaktor wird für
Unternehmen, die zukünftig überwiegend auf dem europäischen Binnenmarkt
tätig sind, noch zunehmen, wenn andere Hemmnisse abgebaut werden.1
Auch nach der Vollendung des europäischen Binnenmarktes sind die
nationalen europäischen Gesetzgeber nicht von der Aufgabe entbunden,
Reformen zur Verbesserung der nationalen steuerlichen Standortbedingungen
durchzuführen. Die EG-Kommission hat die Harmonisierung der direkten
Unternehmenssteuern auf Maßnahmen beschränkt
i
die zur Vollendung des
europäischen Binnenmarktes unerläßlich sind. Weitere Harmonisie-
rungsbemühungen, wie z.B. eine Reform der Körperschaftsteuersysteme3 oder
eine Harmonisierung der Gewinnermittlungsv6rschriften4, werden gegenwärtig
nicht weiterverfolgt. Vielmehr werden die jeweiligen Steuersysteme einem
Wettbewerb ausgesetzt sein, und die einzelnen Mitgliedstaaten können gemäß
dem Grundsatz der Subsidiarität ihre Steuersysteme frei gestalten, solange
hierdurch keine meßbaren Wettbewerbsverzerrungen auftreten.5
Aus diesen Gründen werden auch zukünftig zwischen den einzelnen EG-
Staaten- Unterschiede in der Besteuerung von Unternehmen bestehen. :!
Bedeutsame steuerliche Einflüsse auf rein nationale sowie grenz-
überschreitende Investitions- und Finanzierungsentscheidungen haben ins-
besondere die Ausgestaltung der Körperschaftsteuersysteme, die Höhe der
Steuertarife, die Vorschriften zur Ermittlung der steuerlichen Bemessungs-
VgI. hierzu die Ergebnisse der Untersuchung der Ruding-Kommission, Beilage 5 zu DB
1992, S. 4.
2 Richtlinie des Rates vom 23.7.1990 über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen,
Spaltungen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen,
die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen, AbI. EG Nr. L 225/1; Richt-
linie des Rates vom 23.7.1990 über das gemeinsame Steuersystem der M~tter-und Toch-
tergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten, AbI. EG NT. L 225/6; Ubereinkommen
über die Beseitigung der Doppelbesteuerung im Falle von Gewinnberichtigungen zwi-
schen verbundenen Unternehmen, AbI. EG NT. L 225/10; Vorschlag für eine Richtlinie
des Rates über eine Regelung für Unternehmen zur Berücksichtigung der Verluste ihrer
in anderen Mitgliedstaaten belegenen Betriebsstätten und Tochtergesellschaften, AbI.
EG Nr. C 53/30; Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die gemeinsame Steuerre-
gelung für Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen Mutter- und
Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten, AbI. EG NT. C 53/26.
3 Siehe hierzu den Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der Körper-
schaftsteuersysteme und der Regelungen der Quellensteuer auf Dividenden, Bundestag-
Drucksache 7/3981.
4 VgI. hierzu z.B. Kreile, R, Beilage 18 zu DB 1988; Zeitler, F.-C./JÜptner, R, Beilage 17
zu BB 1988.
5 Vgl. die Leitlinien der EG-Kommission zur Unternehmensbesteuerung in Bundesrat-
Drucksache 360/90.
6 Zu einem Vergleich zwischen den Besteuerungswirkungen des klassischen Systems, des
Teil- und des Vollanrechnungssystems siehe z.B. Jacobs, O.H., Intertax 1989, S. 464 ff.grundlage~7 die Erhebung von Quellensteuern auf ins Ausland abfließende
Einkünfte, die Maßnahmen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung in- und
ausländischer Einkünfte9 sowie das Ausmaß der ertragsunabhängigen
Besteuerung in den einzelnen Staaten.lO
Der folgende Beitrag soll anhand der Besteuerungswirkungen, die in einem
zweistufigen kapitalistischen Unternehmensaufbau unter Einbeziehung der
Anteilseigner auftreten, gegenwärtige Steuerbelastungsunterschiede bei natio-
nalen und grenzüberschreitenden Investitionen von im europäischen Binnen-
markt tätigen Unternehmen aufzeigen. Insbesondere wird danach differenziert,
ob die Investitionen in Form von Eigen- oder Fremdkapital finanziert werden.
Als Sitzstaaten für die Spitzeneinheiten und die Grundeinheiten werden
Deutschland, Frankreich und Großbritannien betrachtet. Insgesamt können
somit 18 verschiedene Konstellationen analysiert werden.



















Der Untersuchung liegt der Sachverhalt zugrunde, daß eine deutsche, fran-
zösische oder britische Mutterkapitalgesellschaft das aus steuerlicher Sicht gün-
stigste Domizilland für ihre Tochterkapitalgesellschaft sucht. Die Tochterkapi-
talgesellschaft soll eine Investition durchführen, die von der Mutterkapitalge-
I 'I seIlschaft finanziert wird. Der Mutterkapitalgesellschaft sei hierzu ein zusätzli-
1 cher Betrag in Höhe von 1000 Einheiten in Form von Beteiligungskapital von
ihren inländischen Anteilseignern zur Verfügung gestellt worden, der entweder
als Eigen- oder als Fremdkapital an die in- oder ausländischen Tochterkapital-
gesellschaften weitergeleitet wird. Mit diesem Betrag erwirtschaftet die Toch-
terkapitalgesellschaft eine Rendite vor Steuern in Höhe von 10% (= 100
Einheiten). Zur Beurteilung der steuerlichen Vorteilhaftigkeit der einzelnen
Handlungsalternativen wird die jeweilige Gesamtsteuerbelastung ermittelt, die
sich für den Fall ergibt, daß der von der Tochterkapitalgesellschaft nach Abzug
deren Steuerbelastung maximal ausschüttbare Gewinn bzw. zahlbare Zins bis
an die Anteilseigner der Mutterkapitalgesellschaft weitergeleitet wird. Vorteil-
haft ist jene Alternative mit der geringsten Gesamtsteuerbelastung.
7 Vgl. z.B. die Untersuchung des DIHTIBDI, Steuerliche Gewinnermittlungsvorschriften
im intern~.tionalen Vergleich, Köln 1989. .
8 Vgl. den Uberblick bei Müssener, 1., IWB, Fach 10, International, Gruppe 2, S. 825 ff.
9 Siehe hierzu z.B. Jacobs, O.H., Internationale Unternehmensbesteuerung, 2. Aufl., 1991,
S. 335 ff., 360 ff.
10 Siehe hierzu z.B. Fischer, L., DB 1989, S. 389 ff.
zDie Gesamtsteuerbelastung ist abhängig von Umfang und Ausmaß der
unbeschränkten Steuerpflicht der Tochterkapitalgesellschaft, der beschränkten
Steuerpflicht der Mutterkapitalgesellschaft im Ausland, der unbeschränkten
Steuerpflicht der Mutterkapitalgesellschaft und der Anteilseigner im Inland.
Hierbei sind auch die spezifischen Regelungen der jeweiligen Doppel-
besteuerungsabkommen zu berücksichtigen.
Im Rahmen der Analyse der Ergebnisse können in Abhängigkeit von der Finan-
zierungsart mehrere Belastungsebenen betrachtet werden. Nach dem Tren-
nungsprinzip, das auch in Frankreich und Großbritannien gilt, sind Kapital-
gesellschaften mit ihren Einkünften selbständig steuerpflichtig. Die Anteils-
eigner erzielen erst im Zeitpunkt der Gewinnausschüttung steuerpflichtige Ein-
künfte. Falls eine Kapitalgesellschaft ihre Gewinne thesauriert, werdeQ dem
Anteilseigner daher grundsätzlich keine Einkünfte zugerechnet. Aus diesem
Grund können bei der Beteiligungsfinanzierung drei Ebenen gesondert
betrachtetwerden:
-Ebene der Tochterkapitalgesellschaft im Fall der Gewinnthesaurierung der
Tochterkapitalgesellschaft,
-Ebene der Tochter- und Mutterkapitalgesellschaft im Fall der Gewinnaus-
schüttung der Tochter- und der Thesaurierung derMutterkapitalgesellschaft,
-Einbeziehung der Anteilseigner bei Weiterausschüttung durch die Mutter-
kapitalgesellschaft.
Im Gegensatz hierzu kann bei der Gewährung eines Gesellschafterdarlehens
die Ebene der Tochterkapitalgesellschaft nicht isoliert analysiert werden. Dies
liegt darin begründet, daß die Zinszahlungen und die Darlehensbeträge, die im
Rahmen der Besteuerung der Tochterkapitalgesellschaft prinzipiell als
Ausgaben bzw. Schuldposten abzugsfähig sind, unmittelbar beim Darle-
hensgeber (Mutterkapitalgesellschaft) zu versteuern sind.
Wegen der Vielzahl der nationalen Detailregelungen bei der Ausgestaltung der
Tarife und Bemessungsgrundlagen der finanzierungsrelevanten Steuerarten
müssen für die Untersuchung folgende vereinfachenden Annahmen getroffen
werden:
-Kapitalrendite vor Steuern 10%
-Schachtelbeteiligungen (Beteiligungsquote > 25%)
-steuerliche Bemessungsgrundlagen entsprechen dem investierten Kapital11
-ausschließliche Betrachtung der Spitzensteuersätze
-Verhältnis Kapitalrendite zu Lohnsumme 1:3
-Verhältnis Kapitalrendite zu Wertschöpfung 1:5
11 Aufgrund dieser Prämisse bleiben Unterschiede in der Ermittlung der steuerlichen Be-
messungsgrundlagen zwischen den drei Ländern unberücksichtigt. Zur Erfassung derarti-
ger Differenzen wäre unter methodischen Gesichtspunkten eine mehrperiodische Ana-
lyse erforderlich, vgl. Smith, l.K., Analyse und Vergleich der Besteuerung von Kapitalge-
sellschaften nach deutschem und amerikanischem Recht, 1991, S. 7.
3Im zweiten Abschnitt wird in Abhängigkeit von der Besteuerung sowie der
Finanzierungsart deutscher, französischer und britischer Tochterkapital-
gesellschaften der m~ximale Zufluß bei un1?eschränkt bzw. beschränkt steuer-
pflichtigen Mlitferkapitalgesellschaften nach Steuern der jeweiligen Tochter-'
rkapitalgesellschaft ermittelt.1'2 Im Anschluß daran erfolgt im dritten Abschnitt
-unter Einbeziehung der Besteuerung der Mutterkapitalgesellschaft und deren
Anteilseigner die Berechnung der Gesamtsteuerbelastung für die analysierten
Sachverhalte. Im Vordergrund steht hierbei die Behandlung in- und ausländi-
scher Beteiligungen bzw. Beteiligungserträge sowie Forderungen bzw. Zinsen.
Die Ergebnisse und deren grundlegende Ursachen werden im vierten Abschnitt
·zusammengefaßt. Die Ausführungen basieren auf dem Rechtsstand vom~
1.1..1992 und beziehen sich lediglich auf die laufenden Besteuerungsfolgen.
Steuerliche Folgen, die durch die Kapitalzuführung bzw. -rückzahlung ausgelöst
werden, bleiben unberücksichtigt. Des weiteren werden spezielle Vorschriften







Im Fall der Beteiligungsfinanzierung unterliegen thesaurierte Gewinne einer
deutscqen Kapitalgesellschaft der körperschaftsteuerlichen Tarifbelastung in
Höhe von 50%.13 Ausgeschüttete Gewinne werden unabhängig von der Tarif-
belastung immer der 36%-igen Ausschüttungsbelastung unterworfen.14 Infolge-
dessen mindert sich im Fall der Ausschüttung die Körperschaftsteuer in Höhe
der Differenz zwischen der Tarifbelastung (50%) und der Ausschüttungsbela-
stung (36%). Die deutsche Tochterkapitalgesellschaft kann daher 64% ihres
Gewinns vor Körperschaftsteuer ausschütten (Bruttobardividende).
Bei Gewinnausschüttungen an inländische Gesellschafter wird die Brutto-
bardividende auf Ebene der Kapitalgesellschaft um eine Kapitalertragsteuer in
Höhe von 25% gekürzt.15 Handelt es sich beim Dividendenempfänger um eine
französische oder britische Mutterkapitalgesellschaft, deren Beteiligungsquote
mindestens 10% beträgt, wird in beiden Fällen eine Kapitalertragsteuer in
Höhevon 5% der Bruttobardividende einbehalten.16
12 Siehe hierzu ausführlich Jacobs, O.H./Spengel, c., Unternehmensbesteuerung und
Finanzierung, ZEW-Discussion-Paper Nr. 92-03.
13 Vgl. § 23 Abs. 1KStG.
14 Vgl. § 27 Abs. 1KStG.
15 Vgl. § 43 i.V.m. § 43 a EStG. Schuldner der von der Kapitalgesellschaft abzuführenden
Kapitalertagsteuer ist der Anteilseigner, vgl. § 44.Abs. 1 EStG.
16 Fürfranzösische Mutterkapitalgesellschaften vgl. Art. 9 Abs. 5 DBA Deutschland-Frank-
reich. Für britische Mutterkapitalgesellschaften vgl. § 44 d Abs. 1 EStG, eingefügt durch
das Steueränderungsgesetz vom 25.2.1992, BStBl. 1992 I, S. 146. Die Kapitalertragsteuer
wird bei der deutschen Tochterkapitalgesellschaft erhoben, vgl. § 44 Abs. 1 EStG.
4Im Fall der Fremdfinanzierung kann die deutsche Tochterkapitalgesellschaft
Zinsen auf Gesellschafterdarlehen grundsätzlich als Betriebsausgabe ab-
ziehen.17 Eine Kapitalertragsteuer auf Darlehenszinsen wird generell nicht er-
hoben, falls der Empfänger der Zinsen eine inländische Mutterkapi-
talgesellschaft ist. Da Zinszahlungen an ausländische Kapitalgeber in Deutsch-
land im Regelfall nicht der beschränkten Steuerpflicht unterliegen, wird auch
auf Darlehenszinsen an eine französische bzw. britische Mutterkapitalgesell-





Eine deutsche Kapitalgesellschaft ist mit ihrem Gesamtvermögen ver-
mögensteuerpflichtig.19 Der Wert des Gesamtyermögens entspricht dem Ein-
heitswert des Betriebsvermö§ens, der nach den Grundsätzen des Bewer-
tungsgesetzes ermittelt wird.2 Da Fremdkapital als Schuldposten abgezogen
werden kann, wenn es mit dem Betrieb in wirtschaftlichem Zusammenhang
steht,21 löst dessen Zuführung keine Vermögensteuerzahlung aus. Dagegen
erhöht sich im Fall der Beteiligungsfinanzierung der Einheitswert des Betriebs-
vermögens um den Einlagebetrag, der für Zwecke der Vermögensteuer mit
75% angesetzt wird.22 Der Vermögensteuersatz für juristische Personen beträgt
0,6%.23 Die Vermögensteuer ist nicht als Betriebsausgabe abzugsfähig.24
(2) Gewerbesteuer
Des weiteren unterliegen deutsche Kapitalgesellschaften unabhängig von ihrer
Betätigung allein aufgrund ihrer Rechtsform der Gewerbesteuer.25 Die
Gewerbesteuer setzt sich aus den beiden Komponenten Gewerbeertrag und
Gewerbekapital zusammen.
17 Zu Beschränkungen des Abzugs von Zinsen auf Gesellschafterdarlehen siehe Jacobs,
O.H., Internationale Unternehmensbesteuerung, 2. Aufl., 1991, S. 638 ff. mit weiteren
Nachweisen. Zum Abzug von Zinszahlungen an nichtanrechnungsberechtigte Anteilseig-
ner siehe neuerdings BFHvom 5.2.1992, DB 1992, S. 763.
18 Ausnahmen hiervon sind in § 49 Abs. 1 Nr. 5 c EStG aufgeführt. Allerdings wird in diesen
Fällen einer französischen und britischen Mutterkapitalgesellschaft die einbehaltene
Quellensteuer erstattet, vgl. Art. 10 Abs. 1 LV.m. Art. 25 b DBA Deutschland-
Frankreich; Art. XVIII Abs. 4 DBA Deutschland-Großbritannien.
19 Vgl. §§ 1Abs. 1Nr. 2a, 4Abs. 1Nr. 1VStG.
20 Vgl. § 114 Abs. 3 i.V.m. § 19 Abs. 1 Nr. 2 BewG. Für Zwecke der Bewertung des Be-
triebsvermögens sind grundsätzlich die in der Steuerbilanz ausgewiesenen Werte heran-
zuziehen, vgl. § 109 Abs. 1 BewG, eingefügt durch das Steueränderungsgesetz vom
25.2.1992, BStBI. 1992 I, S. 169.
21 VgI. § 103 Abs. 1BewG.
22 VgI. § 117 a Abs. 1BewG.
23 Vgl. § 10 Nr. 2VStG.
24 VgI. § 10 Nr. 2KStG.
25 VgI. § 2Abs. 2GewStG.
5Ausgangsgröße für den Gewerbeertrag ist der um bestimmte Hinzurechnungen
und Kürzungen modifizierte körperschaftsteuerliche Gewinn.26 Im Fall der
Fremdfinanzierung sind Darlehenszinsen diesem zur Hälfte hinzuzurechnen,
falls das zugrundeliegende Kapital nicht nur einer vorübergehenden Stärkung
des Betriebskapitals dient.27 Aus dem Gewerbeertrag erhält man durch
Multiplikation mit der Steuermeßzahl den Steuermeßbetrag der Gewerbeer-
tragsteuer. Die Steuermeßzahl beträgt 5% für den Teil des Gewerbeertrags, der
DM 48.000 übersteigt.28 ,
Ausgangspunkt für das Gewerbekapital ist der Einheitswert des Betriebsver-
mögens der deutschen Tochterkapitalgesellschaft, der ebenfalls um bestimmte
Hinzurechnungen und Kürzungen zu modifizieren ist.29 Analog zur Gewerbe-
ertragsteuer sind insbesondere die den langfristigen Zinsen zugrundeliegenden
Verbindlichkeiten zur Hälfte dem Einheitswert des Betriebsvermögens hinzuzu-
rechnen.30 Im Fall der Beteiligungsfinanzierung unterliegt der Einheitswert des
Betriebsvermögens keinen gewerbesteuerlichen Modifikationen. Den Steuer-
meßbetrag der Gewerbekapitalsteuer erhält man durch Multiplikation des
Gewerbekapitals mit der Steuermeßzahl von 0,2%.31
Die Steuermeßbeträge der Gewerbeertragsteuer und Gewerbekapitalsteuer
werden zu einem einheitlichen Steuermeßbetrag zusammengefaßt, aus dem
durch Multiplikation mit dem Gewerbesteuerhebesatz die Gewerbesteuer
ermittelt werden kann.32 Für die Berechnungen wird ein Gewerbe-
steuerhebesatz in Höhe von 400% unterstellt.
Die Gewerbesteuer ist eine abzugsfähige Betriebsausgabe. Somit mindern
Gewerbekapital- und Gewerbeertragsteuer zum einen die körperschaftsteuerli-
che Bemessungsgrundlage, und zum anderen mindert die Gewerbeertragsteuer
zusätzlich ihre eigene Bemessungsgrundlage.
Im folgenden wird in Abhängigkeit von der Finanzierungsform einer deutschen
Tochterkapitalgesellschaft zum einen der Zufluß bei einer inländischen und
zum anderen derjenige bei einer französischen bzw. britischen Mutter-
kapitalgesellschaft nach auf Ebene einer deutschen Tochterkapitalgesellschaft
anfallenden Steuern ermittelt.
26 Vgl. § 7 GewStG.
27 Vgl. § 8 Nr. 1 GewStG.
28 Vgl. § 11 Abs. 2GewStG.
29 Vgl. § 12 GewStG.
30 Vgl. § 12 Abs. 2 Nr. 1 GewStG.
31 Vgl. § 13 Abs. 2 GewStG.
32 Vgl. § 16 Abs. 1 GewStG.
6Abb.2: Zufluß bei einer deutschen Mutterkapitalgesellschaft im Fall der Beteiligungs-













































Abb.3: Zufluß bei einer französischen bzw. britischen Mutterkapitalgesellschaft im Fall













































Im Fall der Beteiligungsfinanzierung ist der dem Anteilseigner der deutschen
Tochterkapitalgesellschaft zufließende Betrag regelmäßig geringer als im Fall
der Fremdfinanzierung, da zum einen Dividenden im Gegensatz zu Zinsen mit
Körperschaft- und' Kapitalertragsteuer belastet sind.33 Zum anderen führt die
Vermögensteuer und die Gewerbesteuer aufgrund der unterschiedlichen
Behandlung von Eigen- und Fremdkapital innerhalb dieser Steuerarten zu
einer Benachteiligung der Beteiligungsfinanzierung: Im Fall der
Fremdfinanzierung fällt im Vergleich zur Beteiligungsfinanzierung keine Ver-
mögensteuer an, da das Darlehen als Schuldposten abzugsfähig ist. Aufgrund
der gewerbesteuerlichen Hinzurechnungsvorschriften unterliegt das Darlehen
33 Eine abschließende Beurteilung dieser Besteuerungskonsequenzen kann jedoch erst nach
Berücksichtigung der Besteuerung der Dividenden und Zinsen auf Ebene der jeweiligen
Mutterkapitalgesellschaft vorgenommen werden.
7bzw. unterliegen die Darlehenszinsen nur zu 50% der Gewerbekapital- bzw.
Gewerbeertragsteuer. Dagegen fällt bei der Beteiligungsfinanzierung auf den
Einlagebetrag bzw. die Dividenden G~werbekapital-bzw. Gewerbeertragsteuer
in voller Höhe an. Verstärkt wird die Benachteiligung der Betei-
ligungsfinanzierung durch die Nichtabzugsfähigkeit der Vermögensteuer als Be-
triebsausgabe. Da die Vermögensteuer aus dem versteuerten Gewinn bezahlt
werden muß, erhöht sich die Körperschaftsteuerbelastung. Die zusätzlich anfal-
lende Körperschaftsteuer ist eine Definitivbelastung, denn im Ausschüttungsfall
erfolgt hinsichtlich dieses Betrags keine Körperschaftsteuerminderung.
2.2. Frankreich
2.2.1. Körperschaftsteuer
Im Fall der Beteiligungsfinanzierung unterliegen auf Ebene französischer
Kapitalgesellschaften ab dem 1.1.1992 sowohl thesaurierte als auch
ausgeschüttete Gewinne der Körperschaftsteuer in Höhe von 34%.34 Eine
Kapitalertragsteuer wird weder bei Ausschüttungen an eine inländische
Mutterkapita~esellschaft35noch bei Ausschüttungen an eine deutsche36 oder
eine britische Mutterkapitalgesellschaft erhoben.
Im Fall der Fremdfmanzierung sind Zinszahlungen der französischen Tochter-
kapitalgesellschaft an ihre Gesellschafter grundsätzlich als Betriebsausgabe ab-
zugsfähig.38 Des weiteren wird in Frankreich weder bei Zinszahlungen an inlän-
dische noch an eine deutsche39 oder eine britische40 Mutterkapitalgesellschaft
eine Kapitalertragsteuer einbehalten.
2.2.2. Arbeitgebersteuern und Gewerbesteuer
(1) Arbeitgebersteuern
Französische Arbeitgeber unterliegen mit den von ihnen gezahlten Löhnen und
Gehältern der Lohnsummensteuer (taxe sur les salaires). Bemessungsgrundlag~
sind die gezahlten" Bruttolöhne und -gehälter ausschließlich der Arbeitgeber-
beiträge zur Sozialversicherung. Arbeitgeber, die mit mindestens 90% ihrer
34 VgI. Art. 219-1 CGI LV.m. Finanzgesetz für 1992, abgedruckt in LaRevue Fiduciaire vom
9.1.1992, F.H. 2306, Tz. 22.
35 VgI. Art. 119 bis-2 CGI.
36 VgI. Art. 9Abs. 4DBA Deutschland-Frankreich.
37 Bis zur Umsetzung der Mutter-Tochter-Richtlinie des Rats der Europäischen Gemein-
schaften (AbJ. EG Nr. L 225/6) wurden allerdings 5% Kapitalertragsteuer einbehalten,
vgl. Art. 9 Abs. 6 und 11 DBA Frankreich-Großbritannien. Siehe nun Art. 119 ter CGI,
eingefügt durch berichtigtes Finanzgesetz für 1991, abgedruckt in La Revue Fiduciaire
vom 9.1.1992, F.H. 2306, Tz. 38.
38 Allerdings bestehen in bestimmten Fällen Beschränkungen des Abzugs von Zinsen auf
Gesellschafterdarlehen. Siehe hierzu z.B. CCH, French Business Law Guide, Tz. 21-772;
Lefebvre, F. (Hrsg.), Memento Fisca11992, Tz. 750 ff.
39 Vgl. Art. 10 Abs. 1DBA Deutschland-Frankreich.
40 Vgl. Art. 11 Abs. 1DBA Frankreich-Großbritannien.
8Umsätze der Mehrwertsteuer unterliegen, sind von der Lohnsummensteuer be-
freit,41 so daß die Lohnsummensteuer im wesentlichen von Unternehmen ent-
richtet werden muß, deren Umsätze von der Mehrwertsteuer befreit sind.42
Daher bleibt sie im folgenden unberücksichtigt.
Gewerbebetriebe und körperschaftsteuerpflichtige Gesellschaften unterliegen
der Lehrlingsteuer (taxe d'apprentissage) in Höbe von 0,5% der Bemes-
sungsgrundlage der Lohnsummensteu,er,4 wobei es unbeachtlich ist, ob das
Unternehmen umsatzsteuerpflichtige Umsätze tätigt oder nicht.
Daneben müssen französische Unternehmen mit mindestens 10 Arbeitnehmern
eine Berufsausbildungsabgabe (participation des employeurs a la formation
professionnelle continue) entrichten, die zur Zeit 1,1% der Bemessungs-
grundlage der Lohnsummensteuer beträgt.44
Schließlich unterliegen Unternehmen mit mindestens 1Q .Arheitnehmern der
Wohnungsbauabgabe (participation des emplöyeurs- a-I'effort de construction~
in Höhe von_0,65% der=~Bemessungsgrundlageder Lohnsummensteuer.4
Sämtliche Arbeitgebersteuern, die insgesamt 2,25% der Bemessungsgrundla~
-der Lohnsummensteuer betragen, sind als Betriebsausgabe abzugsfähig.
Dieser Prozentsatz geht in die Berechnungen ein.47
(2) Gewerbesteuer
Der von den Gebietskörperschaften erhobenen Gewerbesteuer (taxe profes-
sionnelle) unterliegen natürliche und juristische Personen, die eine gewerbliche
Tätigkeit selbständig und mit Gewinnerzielungsabsicht ausüben.48 Die Bemes-
sungsgrundlage der Gewerbesteuer setzt sich aus dem Mietwert (valeur loca-
tive) für Wirtschaftsgüter des Sachanlagevermögens und 18% der vom Unter-
nehmen gezahlten Lohnsumme vor Abzug der Sozialausgaben zusammen.49
Um einen Ausgleich für die erheblichen Unterschiede zwischen den Gemeinde-
steuersätzen und den vielfältigen Steuerbefreiungen zu gewährleisten,lst die zu
zahlende Gewerbesteuer betragsmäßig auf derzeit 3,5% des vom Unternehmen
geschaffenen Mehr.werts (valeur ajoutee) begrenzt, der im wesentlichen dem
~ettouinsatzaus Verkäufen des Unternehmens entspricht.50 Den Berechnun-
41 VgI. Art. 231-1 CGI.
42 VgI. Lenz, M.lMeyer, B., Besteuerung deutscher Unternehmen in Frankreich, in: Boeh-
mer, H.v. (Hrsg.), Deutsche Unternehmen in Frankreich, 1991, S. 189.
43 Vgl. Art. 224, 225 CGI.
44 VgI. Art. 235 ter-C CGI.
45 VgI. Art. 235 bis CGI.
46 Vgl. Art. 39-1-4 CGI.
47 Gemäß den getroffenen Annahmen (vgI. oben 1.2.) beträgt das Verhältnis zwischen Ka-
pitalrendite und Wertschöpfung 1:3. Die Arbeitgebersteuern entsprechen folglich dem
Dreifachen der Bruttorendite, multipliziert mit 2,25% (3 x 100 x2,25% = 6,75).
48 VgI. Art. 1447 ff. CGI. Siehe auch Lefebvre, F. (Hrsg.), Memento Fiscal 1992, Tz. 3610 ff.
49 VgI. Art. 1467 CGI. Zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage siehe auch Lefebvre, F.
(Hrsg.), Memento Fisca11992, Tz. 3636 ff. .
50 VgI. Art. 1647 Bter, 1647 Bsexies CGI. .
9gen liegt diese Bemessungsgrundlage nebst Prozentsatz zugrunde.51 Die Ge-
werbesteuer ist als Betriebsausgabe abzugsfähig.52
Nachfolgend wird zum einen der Zufluß bei einer inländischen und zum
anderen derjenige bei einer deutschen bzw. britischen Mutterkapitalgesellschaft
nach Steuern der französischen Tochterkapitalgesellschaft in Abhängigkeit von
der Finanzierungsart ermittelt.
Abb.4: Zufluß bei einer französischen Mutterkapitalgesellschaft im Fall der Beteili-












Nettobardividende 'os 50,00 75,75
11. FranzÖSische Mutterkapitalgesellschaft
Zufluß 50,00 75,75
































Da Dividenden im Gegensatz zu Zinszahlungen mit Körperschaftsteuer belastet
sind, ist der Zufluß der Gesellschafter der französischen Tochterkapital-
gesellschaft bei einer Beteiligungsfinanzierung regelmäßig geringer als bei einer
Fremdfinanzierung.53 Die Erhebung der Arbeitgebersteuern und der Gewerbe-
steuer erhöht zwar die Steuerbelastung der Tochterkapitalgesellschaft, jedoch
hat die Finanzierungsart keinen Einfluß aufdie Höhe dieser Steuern.
51 Gemäß der getroffenen Annahmen (vgl. oben 1.2.) beträgt das Verhältnis zwischen
Kapitalrendite und Wertschöpfung 1:5. Die taxe professionnelle ergibt sich folglich aus
dem Fünffachen der Bruttorendite, multipliziert mit 3,5% (5 x 100 x 3,5% = 17,5).
52 Vgl. Art. 39-1-4 CGI.
53 Eine abschließende Beurteilung dieser Besteuerungsfolgen kann jedoch erst nach Be-
rücksichtigung der Besteuerung der Dividenden und Zinsen auf Ebene der jeweiligen
Mutterkapitalgesellschaft vorgenomm,en werden.
102.3. Großbritannien
Im Fall der Beteiligungsfinanzierung unterliegen thesaurierte Gewinne
britischer Kapitalgesellschaften der Körperschaftsteuer in Höhe von 33%.54
Schüttet die Kapitalgesellschaft Gewinne aus, hat sie 25/75 des ausgeschütteten
Betrags als advance corporation tax (ACf) abzuführen.55 Allerdings kann die
ACf mit der für das betreffende Jahr festzusetzenden Jahreskörper-
schaftsteuer (mainstream corporation tax) verrechnet werden.56 Folglich
handelt es sich bei der ACf grundsätzlich um eine Körperschaftsteuer-
vorauszahlung, die den ausschüttbaren Gewinn nicht mindert.57 Eine Kapital-
ertragsteuer aufDividenden wird in Großbritannien generell nicht erhoben.
Im Fall der Fremdfinanzierung sind von der britischen Tochterkapital-
gesellschaft an ihre Gesellschafter - die inländische, deutsche bzw. französische
Mutterkapitalgesellschaft - gezahlte Zinsen grundsätzlich abzugsfähig,58 wobei
auf Zinszahlungen an inländische Gläubiger eine Abzugssteuer in Höhe von
25% einbehalten wird.59 D~egen verzichtet Großbritannien gegenüber
Deutschland60 und Frankreich auf eine Quellenbesteuerung von Zinsen, so
daß einer deutschen und einer französischen Mutterkapitalgesellschaft jeweils
der Bruttozinsbetrag zufließt. Nachfolgend wird in Abhängigkeit von der Finan-
zierungsform zum einen der Zufluß bei einer inländischen und zum anderen der
Zufluß bei einer deutschen bzw. französischen Mutterkapitalgesellschaft nach
Besteuerung aufEbene einer britischen Tochterkapitalgesellschaft ermittelt.
Abb.6: Zufluß bei einer britischen Mutterkapitalgesellschaft im Fall der Beteiligungs-




Eingesetztes Kapital 1000,00 1000,00
Bruttorendite 100,00 100,00
Zinsen -100,00
Gewinn vor Körperschaftsteuer 100,00
Körperschaftsteuer (33%) , -33,00




54 Vgl. Finance Act (FA) 1991, sec. 24, 25 (2) (b).
55 Vgl. Tax Act (TA) 1988, sec. 14 (3) LV.m. FA 1991, sec. 21 (1) (a).
56 Vgl. TA 1988, sec. 239 (1). Zu den Modalitäten der ACf-Verrechnung siehe z.B. Butter-
worths UKTax Guide 1991-92, Tz. 24:15; Gammie, M., Intertax 1991, S. 545 ff.
57 Vgl. Herzig, N., StuW 1990, S. 24; Korn, R./Debatin, H., Doppelbesteuerung, Großbri-
tannien, S. 219.
58 Allerdings bestehen insbesondere bei Zinszahlungen an ausländische Mutterkapital-
gesellschaften in Einzelfällen Abzugsbeschränkungen auf Ebene der britischen Tochter-
kapitalgesellschaft. Siehe hierzu ausführlich Schlick, U., Besteuerung und internationale
Finanzierung, 1989, S. 104 ff. mit weiteren Nachweisen. Siehe auch Art. VII Abs. 6 DBA
Deutschland-Großbritannien; Art. 11 Abs. 4 DBA Frankreich-Großbritannien.
59 Vgl. TA 1988, sec. 349 (2). Siehe auch Moores Rowland's Yellow Tax Guide 1991-92,
Anm. zu TA 1988, sec. 349.
60 Vgl. Art. VII Abs. 1 DBA Deutschland-Großbritannien.
61 Vgl. Art. 11 Abs. 1DBA Frankreich-Großbritannien.
11Abb.7: Zufluß bei einerdeutschen bzw. französischen Mutterkapitalgesellschaft im Fall

























Im Fall der Beteiligungsfinanzierung ist der Zufluß an die Gesellschafter der
britischen Tochterkapitalgesellschaft geringer als im Fall der Fremdfinan-
zierung, da Dividenden mit Körperschaftsteuer belastet sind. Des weiteren
fließt einer deutschen bzw. französischen im Vergleich zu einer inländischen
Mutterkapitalgesellschaft bei der Gewährung eines Gesellschafterdarlehens
aufgrund der Einbehaltung einer Abzugssteuer auf Zinszahlungen an inlän-
dische Mutterkapitalgesellschaften ein höherer Betrag zu.62 Weitere Steuern









Thesaurierung aufEbene der Mutterkapitalgesellschaft
Im Fall der Beteiligungsfinanzierung gehören die erhaltenen Dividenden-
zahlungen grundsätzlich zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb der Mutter-
kapitalgesellschaft. Da die Gewinne bereits auf Ebene der in- bzw. ausländi-
schen Tochterkapitalgesellschaft versteuert wurden, besteht somit die Gefahr
einer wirtschaftlichen Doppelbesteuerung der Dividenden.
Gewinnausschüttungen einer inländischen Tochterkapitalgesellschaft sind auf
Ebene der Mutterkapitalgesellschaft körperschaftsteuerpflichtig. Eine zwei-
fache Besteuerung der Gewinne wird jedoch durch das körperschaftsteuerliche
Anrechnungsverfahren vermieden, denn die von der Tochterkapitalgesellschaft
auf die Gewinnausschüttungen gezahlte Körperschaftsteuer in Höhe von 36%
und die Kapitalertragsteuer in Höhe von 25% der Bruttobardividende werden
62 Welche abschließenden Konsequenzen hieraus resultieren, kann erst nach Be-
rücksich~igung der Besteuerung der Dividenden und Zinsen auf Ebene der jeweiligen
MutterkapitalgeselJschaft beurteilt werden.
12vollständ~ auf die Körperschaftsteuer der Mutterkapitalgesellschaft ange-
rechnet.6
Dividendenzahlungen einer französischen bzw. britischen Tochterkapitalgesell-
schaft an eine deutsche Mutterkapitalgesellschaft, deren Beteiligungsquote an
der jeweiligen Tochterkapitalgesellschaft 10% übersteigt, werden gemäß den
mit Frankreich64 und Großbritannien65 abgeschlossenen Doppelbesteue-
rungsabkommen auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft freigestellt (inter-
nationales Schachtelprivileg). Sofern die deutsche Mutterkapitalgesellschaft die
aus Frankreich bzw. Großbritannien stammenden Dividenden thesauriert,
ergeben sich für sie folglich keine zusätzlichen Körperschaftsteuerzahlungen.
Im Fall der Fremdfinanzierung erhöhen Darlehenszinsen von in- und ausländi-
schen Tochterkapitalgesellschaften den körperschaftsteuerpflichtigen Gewinn
der Mutterkapitalgesellschaft und unterliegen daher in vollem Umfang der
Körperschaftsteuer. Da weder in Frankre~ch noch in Großbritannien eine
Kapitalertragsteuer aufdie Zinszahlungen einbehalten wird, ergibt sich insofern
keine Dopp\elbelastung mit in- und ausländischen Ertragsteuern.
Für die im folgenden, zu analysierenden körperschaftsteuerlichen Konse-
quenzen der Weiterausschüttung der Finanzierungserträge an die Anteiiseigner
ist festzuhalten, daß inländische Beteiligungserträge sowie Darlehenszinsen
ungemildert mit deutscher Körperschaftsteuer belastet sind. Dagegen ist auf
Dividendenzahlungen der französischen bzw. britischen Tochterkapitalgesell-
schaft aufgrund der Freistellung der Erträge bisher keine'-deutsche Körper-
schaftsteuer angefallen.
3.1.1.2. Weiterausschüttung an die Anteilseigner
Auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft unterliegen ausgeschüttete Gewinne
unabhängig von deren Tarifbelastung der Ausschüttungsbelastung in Höhe von
36%.66 Dem Anteilseigner wird ein Körperschaftsteueranrechnungsanspruch in
gleicher Höhe gewährt, der neben der Dividende seine steuerpflichtigen
Einnahmen erhöht und auf seine Einkommensteuer angerechnet wird.67 Die
steuer~flichtigenEinnahmen unterliegen der Einkommensteuer in Höhe von
53%.6 Weiterhin wird die (Brutto-) Dividende auf Ebene der Mutterkafital-
gesellschaft um eine Kapitalertragsteuer in Höhe von 25% gekürzt,6 die
ebenfalls aufdie Einkommensteuer des Anteilseigners angerechnet wird.
Im Fall der Weiterausschüttung von Darlehenszinsen sowie inländischen Betei-
ligungserträgen ergeben sich durch das körperschaftsteuerliche Anrechnungs-
verfahren keine nachteiligen Konsequenzen. Da die Gewinne bereits ungemil-
63 Vgl. §§ 36 Abs. 2 EStG, 49 Abs. 1KStG.
64 Vgl. Art. 20 Abs. 1b, aa DBA Deutschland-Frankreich.
65 Vgl. Art. XVIII Abs. 2 a DBA Deutschland-Großbritannien LV.m. § 26 Abs. 7 KStG
66 Vgl. § 27 Abs. 1 KStG.
67 Vgl. §§ 20 Abs. 1 Nr. 1 und 3, 36 Abs. 2 Nr. 3 EStG.
68 Vgi. § 32 a Abs. 1EStG.
69 Vgl. § 43 i.V.m. § 43 a EStG.
13dert mit inländischer Körperschaftsteuer belastet sind, kommt es zu einer Kör-
perschaftsteuerminderung in Höhe von 14/50 des ausgeschütteten Betrags. Die
auf den Einkünften lastende deutsche Körperschaftsteuer kann vollständig auf
die Einkommensteuer der Anteilseigner angerechnet werden.
Dagegen führt das Herstellen der Ausschüttungsbelastung bei der Weiter-
ausschüttung der zunächst freigestellten französischen und britischen Beteili-
gungserträge zu einer Nachversteuerung in Höhe von 36%, da im körperschaft-
steuerlichen Anrechnungsverfahren nur die inländische Körperschaftsteuer als
Tarifbelastung angesehen wird.70 Hierdurch wird die Steuerbefreiuryg auf
Ebene der Mutterkapitalgesellschaft im Ergebnis rückgängig gemacht, denn
neben der französischen bzw. britischen Tochterkapitalgesellschaft, bei der die
Gewinne bereits versteuert wurden, muß nun auch der Anteilseigner der
Mutterkapitalgesellschaft die Dividenden versteuern.71
Diese Wirkung des körperschaftsteuerlichen Anrechnungsverfahrens i.st inso-
fern systemgerecht, als hierdurch sichergestellt ist, daß für den Anteilseigner
jede Gewinnausschüttung mit einem Anrechnungsanspruch verbunden i~t.
Wirtschaftlich resultiert hieraus jedoch eine Doppelbelastung der ausländischen
Beteiligungserträge mit in- und ausländischen Ertragsteuern, da die auslän-
dische Körperschaftsteuer bei den Anteilseignern der inländischen Mutter-
kapitalgesellschaft nicht anrechenbar ist.
3.1.2. Vermögensteuer und Gewerbesteuer
(1) Vermögensteuer
Das Vermögen einer inländischen Kapitalgesellschaft unterliegt auf Gesell-
schaftsebene der Vermögensteuer. Daneben sind die Anteile an der Kapital-
gesellschaft beim Anteilseigner vermögensteuerpflichtig, was zur Konsequenz
hat, daß im Fall der Beteiligungsfinanzierung das Vermögen einer inländischen
Kapitalgesellschaft grundsätzlich zweifach besteuert wird.
Wird zwischen den Anteilseigner und eine inländische Kapitalgesellschaft eine
weitere inländische Kapitalgesellschaft geschaltet, kann es sogar zu einer Drei-
fachbesteuerung kommen (Tochtergesellschaft, Muttergesellschaft, Anteils-
eigner).72 ZUJ.: Vermeidung einer Dreifachbesteuerung werden jedoch bei einer
inländischen Kapitalgesellschaft aufgrund des bewertungsrechtlichen Schachtel-
privilegs Beteiligungen an anderen inländischen Kapitalgesellschaften aus dem
Einheitswert des Betriebsvermögens herausgenommen, falls eine Beteiligung in
Höhe von 10% vorliegt und diese seit mindestens 12 Monaten besteht.73
70 Vgl. § 27 Abs. 2 KStG.
71 Vgl. zu dieser Problematik Jacobs, O.H., Internationale Unternehmensbesteuerung,
2. Aufl., 1991, S. 363, 589, 637.
72 Vgl. Scheffler, W., DBW 1991, S. 707; Wähe, G., DStR 1990, Beihefter zu Heft 7, S. 1l.
73 Vgl. § 102 Abs. 1BewG.
14Liegen Beteiligungen an französischen oder britischen Kapitalgesellschaften
vor, wird das Besteuerungsrecht für die Beteiligungen aufgrund der Doppel-
besteuerungsabkommen mit Frankreich74 und Großbritannien75 alleine
Deutschland zugeordnet. Falls die Beteiligungsquote der deutschen Mutter-
kapitalgesellschaft mindestens 10% beträgt, bleibt der Wert der Anteile an der
französischen76 und an der britischen77 Tochterkapitalgesellschaft bei der Er-
mittlung des Einheitswerts des Betriebsvermögens jedoch außer Ansatz.
Folglich fällt im Fall der Beteiligungsfinanzierung auf Ebene der deutschen
Mutterkapitalgesellschaft keine Vermögensteuer an. Dagegen sind im Fall der
Fremdfinanzierung neben Forderungen gegenüber inländischen auch For-
derungen gegenüber französischen und britischen Kapitalgesellschaften im
Einheitswert des Betriebsvermögens der Mutterkapitalgesellschaft enthalten78
und unterliegen somit bei ihr der Vermögensteuer.
Für Zwecke der Vermögensbesteuerung der Anteilseigner sind die Anteile an
der Mutterkapitalgesellschaft mit dem gemeinen Wert zu bewerten.79 Werden
die Anteile an der Börse gehandelt, ist hierfür der Börsenkurs am Stichtag
maßgebend. Bei nichtnotierten Anteilen ist der Wert aus Verkäufen abzuleiten
oder, falls keine Verkäufe vorliegen, unter Berücksichtigung des Vermögens
und der Ertragsaussichten der Kapitalgesellschaft zu schätzen.8° Das steu-
erpflichtige Gesamtvermögen des Anteilseigners wird mit 0,5% besteuert.81
Bis zum Inkrafttreten des Steueränderungsgesetzes 199282 waren bei der Er-
mittlung des Werts der Anteile an der Kapitalgesellschaft die aufgrund einer
Befreiung von der Vermögensteuer nicht im Einheitswert des Betriebsver-
mögens enthaltenen Wirtschaftsgüter diesem wieder hinzuzurechnen.83 Von
der Hinzurechnungsvorschrift wurden sowohl inländische Schachtelbeteiligun-
gen als auch Schachtelbeteiligungen an einer französischen und einer britischen
Tochterkapitalgesellschaft erfaßt. Die wirtschaftliche Doppelbesteuerung des
Vermögens einer inländischen Kapitalgesellschaft wurde somit nicht beseitigt.
Vielmehr war sie aufgrund der Hinzurechnungsvorschrift vom Gesetzgeber
beabsichtigt, und sie entspricht des weiteren der Systematik des deutschen Ver-
mögensteuerrechts.84
74 Vgl. Art. 19 Abs. 5 DBA Deutschland-Frankreich.
75 Vgl. Art. XVI Abs. 4 DBA Deutschland-Großbritannien.
76 Vgl. Art. 20 Abs. 1 b, aa DBA Deutschland-Frankreich.
77 Vgl. Art. XVIII Abs. 2 a DBA Deutschland-Großbritannien i.V.m. § 102 Abs. 3 BewG.
78 Vgl. § 95 Abs. 1 BewG. Das deutsche Besteuerungsrecht wird bei Forderungen gegen-
über französischen und britischen Kapitalgesellschaften durch die Doppel-
besteuerungsabkommen mit Frankreich und Großbritannien nicht eingeschränkt, son-
dern vielmehr Deutschland in beiden Fällen explizit zugewiesen, vgl. Art. 19 Abs. 5 DBA
Deutschland-Frankreich; Art. XVI Abs. 4 DBA Deutschland-Großbritannien.
79 Vgl. § 11 ~ewG.
80 Die Bewertung nichtnotierter Anteile erfolgt nach dem sog. Stuttgarter Verfahren, vgl.
Abschn. 76-90 VStR.
81 Vgl. § 10 Nr. 1 VStG.
82 Vgl. Steueränderungsgesetzvom 25.2.1992, BStBl. 1992 I, S. 146.
83 Vgl. Abschn. 77 Abs. 1VStR.
84 Vgl. Jacobs, O.H., Internationale Unternehmensbesteuerung, 2. Aufl., 1991, S. 368.
15Durch eine im Rahmen des Steueränderungsgesetzes 1992 erfolgte Geset-
zesänderung ist bei der Bestimmung des Anteilswerts an inländischen Kapital-
gesellschaften deren Vermögen zukünftig explizit mit dem Einheitswert des Be-
triebsvermögens anzusetzen.85 Der Einheitswert ist lediglich um einen
Geschäfts- oder Firmenwert und um Werte firmenwertähnlicher Wirtschafts-
güter zu kürzen, falls diese Werte darin enthalten sind.86 Weitere Modifi-
kationen des Einheitswerts sind nicht vorgesehen. Mangels einer Vorschrift zur
Hinzurechnung von nicht im Einheitswert enthaltenen Wirtschaftsgütern ist
daher davon auszugehen, daß zukünftig Schachtelbeteiligungen an in- bzw. aus-
ländischen' Kapitalgesellschaften, die aufgrund des bewertungsrechtlichen
Schachtelprivilegs bzw. eines in einem Doppelbesteuerungsabkommen vorge-
sehenen Schachtelprivilegs nicht im Einheitswert enthalten sind, den Anteils-
wert an der Kapitalgesellschaft nicht mehr erhöhen.
Demgegenüber steigt im Fall der Fremdfinanzierung infolge der Erhöhung des
Einheitswerts des Betriebsvermögens der Mutterkapitalgesellschaft auch der
Wert der Anteile an der Mutterkapitalgesellschaft. Folglich fällt in diesem Fall
aufAnteilseignerebene ebenfalls Vermögensteuer an.
Bei der Fremdfinanzierung ergibt sich somit prinzipiell eine doppelte Belastung
des eingesetzten,Kapitals mit Vermögensteuer (Mutterkapitalgesellschaft und
Anteilseigner) und zwar unabhängig davon, ob das Darlehen in das In- oder das
Ausland vergeben wird. Dagegen fällt im Fall der Beteiligungsfinanzierung
französischer bzw. britischer Tochterkapitalgesellschaften keine Vermögen-
steuer an, da Kapitalgesellschaften weder in Frankreich noch in Großbritannien
vermögensteuerpflichtig sind. Handelt es sich um eine Schachtelbeteiligung an
einer inländischen Tochterkapitalgesellschaft, unterliegt ausschließlich deren
Vermögen der Vermögensteuer.
Es kann festgehalten werden, daß die erfolgte Gesetzesänderung zu einer ver-
mägensteuerlichen Benachteiligung der Fremd- gegenüber der Beteiligungsfi-
nanzierung von Schachtelbeteiligungen aus Sicht der Anteilseigner der
deutschen Mutterkapitalgesellschaft führt. Um eine Verzerrung von Finanzie-
rungsentscheidungen zu vermeiden, aber auch um eine mißbräuchliche
Zwischenschaltung von Kapitalgesellschaften zu verhindern, sollten nicht im
Einheitswert enthaltene Schachtelbeteiligungen diesem weiterhin
hinzugerechnet werden.87
85 V}d. § 11 Abs. 2 Satz 3 BewG, eingefügt durch Steueränderungsgesetz vom 25.2.1992,
BStBl. 1992 I, S. 168.
86 V}d. § 11 Abs. 2 Satz 4 BewG, eingefügt durch Steueränderungsgesetz vom 25.2.1992,
BStBl. 1992 I, S. 168.
87 So auch Christoffei, H.G., StWK 1992, Gruppe 9, S. 207. Der Gesetzgeber beabsichtigt,
den Ertragswert bei der Bewertung nichtnotierter Anteile an Kapitalgesellschaften zu-
künftig stärker zu gewichten, vgl. Bundestag-Drucksache 12/1108, S. 73. Eine stärkere
Gewichtung der Ertragskomponente beseitigt jedoch nicht grundsätzlich die Benachteili-
gung der Fremdfinanzierung, da der Wert einer Darlehensforderung im Gegensatz zum
Wert einer Schachtelbeteiligung weiterhin im Einheitswert des Betriebsvermögens ent-
halten ist.
16(2) Gewerbesteuer
Die Gewerbeertragsteuer knüpft unmittelbar an die Bemessungsgrundlage der
Körperschaftsteuer an. Daher sind Gewinnausschüttungen inländischer
Tochterkapitalgesellschaften sowie Zinsen aus Darlehen an in- und auslän-
dische Tochterkapitalgesellschaften in der Ausgangsgröße zur Ermittlung des
Gewerbeertrags der deutschen Mutterkapitalgesellschaft enthalten.
Da im Fall der Beteiligungsfinanzierung einer inländischen Tochterkapitalge-
sellschaft die Erträge bereits aufderen Ebene mit Gewerbeertragsteuer belastet
wurden, sehen die gewerbesteuerlichen Korrekturvorschriften zur Vermeidung
einer zweifachen Erfassung des gleichen Gewerbeertrags vor, daß Gewinnaus-
schüttungen inländischer Tochterkapitalgesellschaften bei der Ermittlung des
Gewerbeertrags der Mutterkapitalgesellschaft gekürzt werden, falls die Beteili-
gungsquote mindestens 10% beträgt (gewerbesteuerliches Schachtelprivileg).8S
Erträge. aus Beteiligungen an französischen und britischen Tochtergesell-
schaften sind dagegen bereits aufgrund der in den Doppelbesteuerungsab-
kommen mit Frankreich und Großbritannien vereinbarten Schachtelprivilegien
für die Körperschaftsteuer von der Gewerbeertragsteuer befreit. Dies folgt
daraus, daß in beiden Fällen das internationale Schachtelprivileg auch für die
Gewerbesteuer gilt.89
Für Zinserträge sind hingegen keine Entlastungen vorgesehen, so daß sowohl
Zinsen aus Darlehen an in- als auch an ausländische Tochterkapital-
gesellschaften der Gewerbeertragsteuer unterliegen.
Da das Gewerbekapital an die vermögensteuerliche Bemessungsgrundlage
(Einheitswert des Betriebsvermögens) anknüpft, unterliegt weder die Beteili-
gung an einer inländischen noch an einer französischen bzw. britischen
Tochterkapitalgesellschaft der Gewerbekapitalsteuer. Dagegen sind For-
derungen gegenüber in- und ausländischen Kapitalgesellschaften im Einheits-
wert des Betriebsvermögens enthalten. Aufgrund fehlender gewerbesteuer-
licher Kürzungsvorschriften unterliegen diese auf Ebene der Mutterkapital-
gesellschaft der Gewerbekapitalsteuer.
In bezug auf die Besteuerungswirkungen der Gew~rbesteuer ist daher
festzustellen, daß deren Erhebung zu einer einseitigen Benachteiligung der
Fremdfinanzierung auf Ebene der deutschen Mutterkapitalgesellschaft führt.
Die folgenden Abbildungen zeigen die Gesamtsteuerbelastungen im Fall der
Beteiligungs- bzw. Fremdfinanzierung inländischer, französischer und britischer
Tochterkapitalgesellschaften unter Einbeziehung der Anteilseigner der
deutschen Mutterkapitalgesellschaft.
88 Vgl. § 9 Nr. 2 a GewStG. Zu den freigestellten Gewinnen gehört auch der Körper-
schaftsteueranrechnungsanspruch, vgl. Abschn. 62 b Abs. 1GewStR.
89 Vgl. für Frankreich Viegener, J., IWB, Fach 5, Frankreich, Gruppe 2, S. 846. Für Groß-
britannien siehe Korn, R.(Oebatin, H., Doppelbesteuerung, Großbritannien, S. 279. Das
unilaterale gewerbesteuerliche Schachtelprivileg für ausländische Beteiligungserträge
(vgl. § 9 Nr. 7 GewStG) hat in den hier betrachteten Fällen ausschließlich deklatorischen
Charakter.Abb.8: Gesamtsteuerbelastung im Fall der Beteiligungs- bzw. Fremdfinanzierung einer









































































































21,82Abb.9: Gesamtsteuerbelastung im Fall der Beteiligungs- bzw. Fremdfinanzierungeiner




Eingesetztes Kapital 1000,00 1000,00
Bruttorendite 100,00 100,00
taxe professionnelle -17,50 -17,50
Arbeitgebersteuern -6,75 -6,75
Zinsen -75,75
Gewinn vor Körperschaftsteuer 75,75
Körperschaftsteuerg4%) -25,76




Gewerbesteuer vom Ertrag -11,29
Gewinn vor Vermögensteuer 50,00 56,46
Körperschaftsteuer aufVermögensteuer -4,50
Vermögensteuer -4,50
Gewinn vor Körperschaftsteuer 50,00 47,46
Körperschaftsteuer (50%As -23,73
Gewinn nach Körperscha teuer 50,00 23,73
Körperschaftsteueranderung -18,00 6,64
Bruttobardividende '32,00 30,37






Einkommen vor Steuern 50,00 47,46
Einkommensteuer (53%) -0,50 -0,47
Vermögensteuer -5,00
Nettoeinkommen 23,50 17,31
19Abb.lO: Gesamtsteuerbelastung im Fall der Beteiligungs- bzw. Fremdfinanzierung einer
britischen Tochterkapitalgesellschaft - Deutschland und Großbritannien

























































Die durchgeführten Berechnungen können in Abhängigkeit von der Finan-
zierungsform durch die deutsche Mutterkapitalgesellschaft wie folgt zusammen-
gefaßt werden:
Abb.11: Gesamtsteuerbelastung mit deutscher Mutterkapitalgesellschaft in Prozent der
Bruttorendite
Belastungsebene Tochterkapitalgesellschaft Mutterkapitalgesellschaft Gesamtsteuerbelastung
Finanzierungsform EK FK EK FK EK" FK
Tochterkapitalgesellschaft
Deutschland 66,17 66,17 71,47 68,20 78,18
Frankreich 50,00 50,00 76,27 76,50 82,69
Großbritannien 33,00 33,00 66,17 68,51 73,20
Werden die Gewinne nach Steuern von der Tochterkapitalgesellschaft thesau-
riert, erweist sich die Beteiligungsfinanzierung einer britischen Tochterkapital-
gesellschaft als vorteilhafteste Alternative, denn in Großbritannien unterliegen
Gewinne lediglich der Körperschaftsteuer in Höhe von 33%. Dagegen fallen in
Frankreich neben der Körperschaftsteuer (34%) noch die taxe professionnelle
sowie die Arbeitgebersteuern an. Insgesamt resultiert hieraus eine im Vergleich
20zu Großbritannien höhere Steuerbelastung. Im Vergleich zu britischen und
französischen Tochterkapitalgesellschaften ist die Belastung auf Ebene einer
deutschen Tochterkapitalgesellschaft am höchsten. Ausschlaggebend hierfür ist
zum einen die vergleichsweise hohe Ertragsteuerbelastung mit Körperschaft-
und Gewerbeertragsteuer (53,66%) und zum anderen die Belastung der Unter-
nehmenssubstanz durch Vermögen- und Gewerbekapitalsteuer. Zusätzlich be-
lastend wirkt daneben die Nichtabzugsfähigkeit der Vermögensteuer als Be-
triebsausgabe, da hierdurch eine Definitivbelastung mit Körperschaftsteuer in
Höhe der Vermögensteuerzahlung ausgelöst wird.
Werden die Gewinne an die deutsche Mutterkapitalgesellschaft ausgeschüttet
und von dieser thesauriert, ergibt sich im Fall der Beteiligungsfinanzierung
keine zusätzliche Steuerbelastung. Inländische Beteiligungserträge sind auf-
grund des gewerbesteuerlichen Schachtelprivilegs von der Gewerbeertagsteuer
freigestellt. Eine doppelte Belastung der Erträge mit Körperschaftsteuer wird
durch die Möglichkeit der vollen Anrechnung der von der Tochterkapitalgesell-
schaft gezahlten Körperschaftsteuer vermieden. Die Anteile an der inländi-
schen Tochterkapitalgesellschaft sind aufgrund des bewertungsrechtlichen
Schachtelprivilegs sowohl von der Vermögen- als auch von der Gewer-
bekapitalsteuer befreit. Dividendenzahlungen französischer und britischer
Tochterkapitalgesellschaften sowie der Wert der Anteile an diesen Gesellschaf-
ten sind aufgrund der in den Doppelbesteuerungsabkommen mit Frankreich
und Großbritannien vereinbarten Schachtelprivilegien im Inland sowohl von
der Körperschaft- und Gewerbeertagsteuer als auch von der Vermögen- und
Gewerbekapitalsteuer freigestellt. Die Gesamtbelastung stimmt somit mit den
Steuerzahlungen aufEbene derjeweiligen Tochterkapitalgesellschaft überein.
Im Fall der Fremdfinanzierung ist neben den Steuerzahlungen auf Ebene der
Tochterkapitalgesellschaft zusätzlich die auf Ebene der deutschen Mutter-
kapitalgesellschaft anfallende Steuerbelastung auf Zinserträge sowie auf den
Darlehensbetrag zu berücksichtigen. Im Vergleich zu einer britischen Tochter-
kapitalgesellschaft, bei der die gesamte Bruttorendite in Form von Zinsen wei-
tergeleitet werden kann, wird in Deutschland und Frankreich die'$ruttorendite
bereits auf Ebene der Tochterkapitalgesellschaft durch die Gewerbesteuer bzw.
die taxe professionnelle und die Arbeitgebersteuern gemindert. In den beiden
letzten Fällen kann daher der Mutterkapitalgesellschaft für das Darlehen nur
ein unter der Bruttorendite liegender Zinsbetrag vergütet werd((n.
Die Darlehenszinsen unterliegen bei der deutschen Mutterkapitalgesellschaft
der Körperschaftsteuer und der Gewerbeertragsteuer. Auf den Darlehensbe-
trag fällt Vermögensteuer und Gewerbekapitalsteuer an. Eine zusätzliche Kör-
perschaftsteuerbelastung entsteht aufgrund der Nichtabzugsfähigkeit der Ver-
mögensteuer.
Im Fall der Fremdfinanzierung sind die Steuerzahlungen der jeweiligen Toch-
ter- und der deutschen Mutterkapitalgesellschaft höher als die Steuerbelastung
im Fall der Beteiligungsfinanzierung. Folglich ist eine Beteiligungsfinanzierung
in den hier betrachteten Fällen regelmäßig günstiger als eine Darlehensvergabe.
Da im Fall der Beteiligungsfinanzierung bei Thesaurierung der Schachteldivi-
21denden durch die Mutterkapitalgesellschaft keine zusätzlichen Steuerzahlungen
anfallen, bleibt die für den Fall der Thesaurierung der Tochterkapitalgesell-
schaft festgestellte Vorteilhaftigkeitsreihenfolge bestehen.
Die Ergebnisse zeigen aber auch, daß eine deutsche Mutterkapitalgesellschaft
hinsichtlich der Beteiligungsfinanzierung einer inländischen Tochterkapitalge-
sellschaft und der Vergabe eines Darlehens an eine britische Tochterkapitalge-
sellschaft aus steuerlicher Sicht indifferent ist. Dies liegt darin begründet, daß
die britische Tochterkapitalgesellschaft die gesamte Bruttorendite in Form von
Zinszahlungen an die deutsche Mutterkapitalgesellschaft weiterleiten kann. Die
Zinseinkünfte der Mutterkapitalgesellschaft stimmen somit mit der Bruttoren-
dite der deutschen Tochterkapitalgesellschaft überein. Da die Zinsen wie inlän-
dische Einkünfte der Mutterkapitalgesellschaft besteuert werden und. im Fall
der Beteiligungsfinanzierung auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft keine zu-
sätzlichen Steuerzahlungen anfallen, stimmt die Steuerbelastung in beiden Fäl-
len überein.
Bei einer Weiterausschüttung der Finanzierungserträge an den Anteilseigner
kommt es im Fall der zunächst freigestellten Schachteldividenden französischer
bzw. britischer Tochterkapitalgesellschaften infolge der Herstellung der Aus-
schüttungsbelastung zu einer Nachversteuerung in Höhe von 36%. Im Ergebnis
wird daher die auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft für diese Erträge ge-
währte Steuerbefreiung rückgängig gemacht. Dagegen kann im Fall der Aus-
schüttung inländischer Beteiligungserträge sowie Darlehenszinsen von inländi-
schen und französischen bzw. britischen Tochterkapitalgesellschaften über die
Körperschaftsteuerminderung und den Anrechnungsanspruch die auf diesen
Erträgen lastende deutsche Körperschaftsteuer mit der Einkommensteuer des
Anteilseigners verrechnet werden.
Unter Einbeziehung der Anteilseigner ändert sich die für die Ebene der
Mutterkapitalgesellschaft ermittelte Vorteilhaftigkeitsrangfolge. Aufgrund der
Benachteiligung von ausländischen gegenüber inländischen Schachteldividen-
den im körperschaftsteuerlichen Anrechnungsverfahren ist nun die Beteili-
gungsfmanzierung einer inländischen Tochterkapitalgesellschaft am vorteilhaf-
testen. Wegen der im Fall der Darlehensvergabe durch die Mutterkapitalgesell-
schaft auf Anteilseignerebene anfallenden Vermögensteuerzahlung nimmt die
bereits auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft bestehende Belastungsdiffe-






Thesaurierung aufEbene der Mutterkapitalgesellschaft
Beteiligungserträge sind auf Ebene der französischen Mutterkapitalgesellschaft
grundsätzlich körperschaftsteuerpflichtig. Zur Vermeidung einer wirtschaftli-
chen Doppelbesteuerung von empfangenen Dividenden besteht in Frankreich
22ein nationales und internationales körperschaftsteuerliches Schachtelprivileg
(regime special des societes meres et filiales).90 Das Schachtelprivileg kommt
zur Anwendung, falls die Mutterkapitalgesellschaft unbeschränkt körper-
schaftsteuerpflichtig ist, die Beteiligung seit mindestens zwei Jahren besteht und
die Beteiligungsquote '. am Kapital der in- oder ausländischen Toch-
terkapitalgesellschaft mindestens 10% beträgt oder die Anschaffungskosten für
die Beteiligung mindestens FF 150 Mio betragen haben.91
Sind die Voraussetzungen für die Anwendung des Schachtelprivilegs erfüllt,
bleiben bei der Mutterkapitalgesellschaft Beteiligungserträge in- und ausländi-
scher Tochterkapitalgesellschaften mit Ausnahme einer Pauschale für anteilige
Verwaltungskosten (quote-part de frais et charges) im Thesaurierungsfall steu-
erfrei. Die steuerpflichtige Verwaltungskostenpauschale stellt eine pauschale
Korrektur der im Zusammenhang mit der Beteiligung entstandenen und ergeb-
nismindernd berücksichtigten Aufwendungen der Mutterkapitalgesellschaft
dar.92 Sie beträgt 5% der freigestellten Sch~chteldividenden zuzüglich damit
verbundener Steuergutschriften (avoirs fiscaux) sowie in Frankreich anrechen-
barer Steuerguthaben (credits d'impöt).93
Gewinnausschüttungen inländischer Tochterkapitalgesellschaften sind grund-
sätzlich mit einer Steuergutschrift (avoir fiscal) in Höhe von 50% des ausge-
schütteten Betrags verbunden.94 Somit beträgt die zu versteuernde Verwal-
tungskostenpauschale bei inländischen Schachteldividenden 7,5% der Netto-
bardividende. Die bei deutschen Tochterkapitalgesellschaften einbehaltene
Kapitalertragsteuer in Höhe von 5% der Bruttobardividende kann gemäß den
Bestimmungen des Doppelbesteuerungsabkommens mit Deutschland in Frank-
reich angerechnet werden.95 Sie ist daher anteilig in die Verwaltungskosten-
pauschale einzubeziehen. Da in Großbritannien keine Kapitalertragsteuer er-
hoben wird, beträgt die Verwaltungskostenpauschale bei britischen Schachteldi-
videnden 5% der empfangenen Dividende.
Eine Verrechnung der mit den inländischen und deutschen Schachteldividen-
den verbundenen Steuergutschriften bzw. -guthaben mit der anteilig auf die
Verwaltungskostenpauschale entfallenden Körperschaftsteuer durch die fran-
zösische Mutterkapitalgesellschaft ist allerdings nicht zulässi"?i da die Schachtel-
dividen4en nicht als Dividendenerträge qualifiziert werden. 6 Folglich sind im
Rahmen des Schachtelprivilegs erhaltene Schachteldividenden aufgrund der
Versteuerung der Verwaltungskostenpauschale auf Ebene der Mutterkapitalge-
sellschaft nicht vollständig von der inländischen Körperschaftsteuer befreit.
90 Vgl. Art. 145, 216 COI. Zum Schachtelprivileg siehe Cozian, M., Precis de fiscalite des
entreprises, 15. Aufl., 1991, Tz. 876 ff. Zur Anwendung des Schachtelprivilegs speziell bei
ausländischen Schachtelbeteiligungen siehe Oouthiere, B., Affaires Internationales, 1991,
Tz. 2013 ff.
91 Vgl. Art. 145-1 COI. Siehe auch Bouzoraa, M.A., European Taxation 1992, S. 138.
92 Vgl. Lefebvre, F. (Hrsg.), Memento Fisca11992, Tz. 2126.
93 Vgl. Art. 216-11 COl. Sind die tatsächlich angefallenen Aufwendungen geringer als die
Verwaltungskostenpauschale, können erstere angesetzt werden, vgl. ebenda.
94 Vgl. Art. 158 bis CGl.
95 Vgl. Art. 20 Abs. 2 a, bb DBA Deutschland-Frankreich.
96 Vgl. z.B. Gouthiere, B., Affaires Internationales, 1991, Tz. 2013 f.; Lefebvre, F. (Hrsg.),
Memento Fiscal 1992, Tz. 2075.
23Hieraus resultiert grundsätzlich eine Zwischenbelastung der thesaurierten
Schachtelerträge mit Körperschaftsteuer.97 Die auf die Schachteldividenden
entfallende Körperschaftsteuerbelastung kann jedoch nicht pauschal
angegeben werden, da sie wegen der anteiligen Einbeziehung mit den
Schachteldividenden verbundener Steuergutschriften bzw. -guthaben in die
Verwaltungskostenpauschale in Abhängigkeit vom Sitzstaat der ausschüttenden 0
Tochterkapitalgesellschaft zu ermitteln ist.
Bei inländischen Schachteldividenden, die generell mit einer Steuergutschrift
(avoir fiscal) in Höhe von 50% der Dividende verbunden sind, beträgt somit die
Körperschaftsteuerbelastung beim gegenwärtigen Körperschaftsteuertarif
2,55%98, bei deutschen Schachteldividenden aufgrund der anrechenbaren
deutschen Kapitalertragsteuer 1,79%99 und bei britischen Schachteldividenden,
die ohne Kapitalertragsteuer vereinnahmt werden können, 1,7%100 der emp-
fangenen Dividende.
Da die bei deutschen und britischen TochterkapiJalgesellschaften auf die Divi-
dende einbehaltene Körperschaftsteuer in Frankreich nicht angerechnet wer-
den kann, führt die Anwendung des Schachtelprivilegs bei deutschen und briti-
schen Schachteldividenden im Vergleich zu einer Versteuerung der betreffen-
den Erträge regelmäßig zu einer geringeren Steuerbelastung. Ein Vergleich der
Zwischenbelastung inländischer Schachteldividenden bei Anwendung des
Schachtelprivilegs mit der Zwischenbelastung, die im Rahmen des körper-
schaftsteuerlichen Anrechnungsverfahrens auftritt, ergibt allerdings ein anderes
Ergebnis.
Die zum 1.1.1992 erfolgte Absenkung des Ausschüttungssteuersatzes von 42%
auf34% hat zur Folge, daß die Anwendung des Schachtelprivilegs aus steuerli-
cher Sicht ungünstiger als eine Versteuerung der Schachteldividenden ist. Seit
der Reduzierung des Tarifs für ausgeschüttete Gewinne kann die Mutterkapi-
talgesellschaft über 97% der auf der Dividende lastenden Körperschaftsteuer
auf ihre Körperschaftsteuerschuld anrechnen. Hieraus resultiert lediglich noch
eine Definitivkörperschaftsteuer von weniger als 3% der von der Tochterkapi-
talgesellschaft gezahlten Körperschaftsteuer. Folglich beträgt die auf
(Schachtel-) Dividenden lastende Zwischenbelastung bei Anwendung des An-
rechnungsverfahrens nur 1% gegenüber 2,55% bei Anwendung des
Schachtelprivilegs. Dies verdeutlicht das folgende Beispiel:
97 Vgl. Cozian, M., Precis de fiscalite des entreprises, 15. Aufl., 1991, Tz. 882; Farnschläder,
M., IWB, Fach 5, Frankreich, Gruppe 2, S. 863.
98 34% von (5% + avoir fiscal (2,5%») = 2,55%.
99 34% von (5% + anteilige Kapitalertragsteuer (0,26%)) = 1,79%.
100 34% von 5% = 1,7%.
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Es kann festgehalten werden, daß das Schachtelprivileg im Vergleich zur Ver-
steuerung der Dividenden zu einer höheren Zwischenbelastung inländischer
Schachtelerträge führt.101
Darlehenszinsen von in- und ausländischen Tochterkapitalgesellschaften erhö-
hen in jedem Fall den körperschaftsteuerpflichtigen Gewinn der Mutterkapital-
gesellschaft und unterliegen daher in vollem Umfang der Körperschaftsteuer.
3.2.1.2. Weiterausschüttung an die Anteilseigner
Auf Ebene der französischen Mutterkapitalgesellschaft hat die Ausschüttung
von Gewinnen folgende Konsequenzen: Sind die Gewinne ungemildert mit in-
ländischer Körperschaftsteuer belastet, können sie in voller Höhe an den An-
teilseigener weitergeleitet werden.102 Werden steuerfreie Gewinne ausgeschüt-
tet, wird eine Ausschüttungssteuer (precompte mobilier) in Höhe der dem An-
teilseigner zustehenden Steuergutschrift (avoir fiscal) erhoben.103
Die an den Anteilseigner ausgeschüttete Dividende ist mit einer Steuergut-
schrift (avoir fiscal) in Höhe von 50% der Dividende verbunden. Die Steuergut-
schrift erhöht die steuerpflichtiftfn Einnahmen und wird vollständig auf die
Einkommensteuer angerechnet. 4 Die steuerflflichtigen Einnahmen unterlie-
gen der Einkommensteuer in Höhe von 56,8%. 05
101 So auch Cozian, M., Precis de fiscalite des entreprises, Ergänzung zur 15. Aufl., 1992,
Tz. 882 bis.
102 Infolge der Reduzierung des Steuersatzes für ausgeschüttete Gewinne von 42% auf
34% entfällt die Erhehung der Nachsteuer in Höhe von 8/58 des ausgeschütteten Be-
trags, falls nach dem 1.1.1992 erzielte Gewinne ausgeschüttet werden, vg1. Finanzgesetz
für 1992, ahgedruckt in La Revue Fiduciaire vom 9.1.1992, F.H. 2306, Tz. 22.
103 Vg1. Art. 223 sexies CGI. Der precompte mohilier entspricht folglich 50% der gezahlten
Dividende hzw. einem Drittel der heschlossenen Ausschüttung vor Abzug des pre-
compte mobilier. Zur Berechnung siehe z.B. Gamhier, C./Mercier, J.-Y., Les imp6ts en
France, 23. Autl., 1991, Tz. 1810 ff.
104 Vg1. Art. 158 his CGI.
105 Vg1. Art. 197 CGI.
25Im Fall der Fremdfinanzierung sind die Darlehenszinsen auf Ebene der franzö-
sischen Mutterkapitalgesellschaft bereits ungemildert mit inländischer Körper-
schaftsteuer belastet worden. Folglich können diese Erträge ohne Erhebung
der Ausschüttungssteuer an den Anteilseigner ausgeschüttet werden.
Bei der Analyse der Besteuerungswirkungen im Fall der Weiterausschüttung
inländischer Beteiligungserträge soll danach differenziert werden, ob die
Schachteldividenden auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft als steuerpflich-
tige Einkünfte behandelt oder gemäß dem Schachtelprivileg freigestellt wurden.
Hat die Mutterkapitalgesellschaft die Schachteldividenden versteuert, kann sie
den ihr nach Steuern verbleibenden Betrag in voller Höhe an die Anteilseigner
---'w~iterleiten. Wurden die Beteiligungserträge unter Anwendung des Schachtel-
privilegs freigestellt, unterliegt im Fall deren Weiterausschüttung stets der steu-
erbefreiteJ\nt~il der Schachtelerträge der Ausschüttungssteuer.106 Dagegen
kann die bereits-versteuerte Verwaltungskostenpauschale ohne Erhebung der
Ausschüttungssteuer1m-den Anteilseigner weitergeleitet werden. Die mit den
Schachteldividenden verburulerre-Steuergutschrift in Höhe von 50%, die auf-
grund der Freistellung der Dividenden durch das Schachtelprivileg bisher nicht
auf die Körperschaftsteuerschuld angerechnet werden konnte, kann mit der
Ausschüttungssteuer verrechnet werden.107
Die Ausschüttungssteuer wird folglich durch die mit den Schachteldividenden
verbundene Steuergutschrift vollständig abgedeckt.l08 Allerdings entsteht we-
gen der Versteuerung der Verwaltungskostenpauschale eine überschüssige
Steuergutschrift, da die fällige Ausschüttungssteuer (50% der steuerfreien
Schachteldividenden) regelmäßig geringer als die mit den Schachteldividenden
verbundene Steuergutschrift ist (50% der Schachteldividenden).109 Die Fort-
führung des Beispiels aus Abbildung 12 verdeutlicht die Besteuerungsfolgen im
Fall der Weiterausschüttung inländischer Schachteldividenden:































Vgl. Lefebvre, F. (Hrsg.), Memento Fisca11992, Tz. 2127.
Vgl. Art. 146-2 cGI.
Vgl. Lefebrve, F. (Hrsg.), Memento Fiscal 1992, Tz. 2127.
Ein die Körperschaft- bzw. Ausschüttungssteuer übersteigendes Steuerguthaben geht
verloren, denn es wird nicht erstattet und es kann auch nicht vor- bzw. zurückgetragen
werden, vgl. Cozian, M., Precis de fiscalite des entreprises, 15. Aufl., 1991, Tz. 858.
26Der Vergleich mit der Steuerbelastung im Fall der Versteuerung der Schach-
teldividenden zeigt, daß die Anwendung des Schachtelprivilegs nicht nur zu ei-
ner höheren Zwischenbelastung auf Ebene der französischen Mutterkapitalge-
sellschaft führt" sondern auch unter Einbeziehung der Anteilseigner der Mut-
terkapitalgesellschaft ungünstiger ist. Das Schachtelprivileg sollte aufgrund der
aufgezeigten Besteuerungsfolgen insgesamt nicht angewendet werden. Aller-
dings ist nach Auffassung der französischen Finanzverwaltung das Schachtel-
privile/b zwingend anzuwenden, falls die Voraussetzungen hierzu gegeben
sind.1 Daher wird in den folgenden Berechnungen von einer Anwendung des
Schachtelprivilegs ausgegangen.
Es kann festgestellt werden, daß gegenwärtig in Frankreich kein geeignetes
Verfahren zur Vermeidung der wirtschaftlichen Doppelbesteuerung für den
Fall der Durchschüttung inländischer Schachtelerträge besteht, denn es tritt ge-
nerell eine Definitivbelastung mit Körperschaftsteuer auf. Diese kann weder
durch das körperschaftsteuerliche (Teil-) Anrechnungsverfahren im Grundsatz
noch durch das Schachtelprivileg in seiner derzeitigen Ausgestaltung verhindert
werden. Hieraus resultiert tendenziell eine Benachteiligung der Beteiligungsfi-
nanzierunr
gegenüber der Fremdfinanzierung von Tochterkapitalgesell-
schaften.1 1
Bei der Weiterausschüttung britischer Schachtelerträge wird die Ausschüt-
tungssteuer in voller Höhe fällig, so daß im Ergebnis die aufEbene der Mutter-
kapitalgesellschaft gewährte Steuerbefreiung der Schachteldividenden vollstän-
dig rückgängig gemacht wird. Dagegen kann die Ausschüttungssteuer im Fall
der Ausschüttung von Schachteldividenden deutscher Tochterkapitalgesell-
schaften um die in Deutschland auf die Bruttobardividende einbehaltene Kapi-
talertragsteuer gekürzt werden.112 Bemessungsgrundlage der Ausschüttungs-
steuer ist die Bruttobardividende der Tochterka~italgesellschaftabzüglich der
steuerpflichtigen Verwaltungskostenpauschale.ll Im folgenden Beispiel wer-
den die Steuerwirkungen bei der Weiterausschüttung deutscher Schachtel-
erträge aufgezeigt.
110 Vgl. die Hinweise bei Cozian, M., Precis de fiscalite des entreprises, Ergänzung zur 15.
Aufl., 1992, Tz. 882 bis.
111 Im Prinzip stellt das Schachtelprivileg eine geeignete Methode zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung dar. Wie die Berechnungen in Abbildung 12 und 13 zeigen, ist die
Versteuerung der Verwaltungskostenpauschale auf Ebene der Mutterkapitalgesell-
schaft ursächlich für die Doppelhelastung von Gewinnen mit inländischer Körperschaft-
steuer. Eine steuerneutrale Durchschüuung inländischer Beteiligungserträge könnte da-
her durch einen Verzicht auf die Versteuerung der Verwaltungskostenpauschale ge-
währleistet werden, wie er bereits im Rahmen der konsolidierten Besteuerung in Frank-
reich (integration fiscale, Art. 223 A ff. CGI) praktiziert wird. Zur Konzeption der kon-
solidierten Konzernbesteuerung in Frankreich siehe Gouadain, D., L'integration fiscale,
1990; Lefebvre, F. (Hrsg.), L'integration fiscale, 2. Aufl., 1990.
112 Vgl. Art. 20 Abs. 2 a, bb DBA Deutschland-Frankreich. Siehe auch Viegener, J., IWB,
Fach 5, Frankreich, Gruppe 2, S. 851.
113 Vgl. Gouthiere, 8., Affaires Internationales, 1991, Tz. 2022.
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Durch die Anrechnungsmöglichkeit der deutschen Kapitalertragsteuer auf die
Ausschüttungssteuer wird die Einbehaltung der Kapitalertragsteuer aufdie Di-
videnden in Deutschland bei einer Weiterausschüttung der deutschen Schach-
teldividenden an den Anteiiseigner vom Ergebnis her rückgängig gemacht,
denn dessen Einkommen vor Steuern entspricht nahezu der Bruttobar-
dividende der deutschen Tochterkapitalgesellschaft,114 Die Nachversteuerung
der freigestellten Schachteldividenden im Fall der Weiterausschüttung wird
allerdings nicht vermieden.115
3.2.2. Arbeitge~ersteuern, Gewerbesteuer und Vermögensteuer
(1) Arbeitgebersteuern
Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß im Zusammenhang mit der
Finanzierungsmaßnahme auf Ebene der Muuerkapitalgesellschaft zusätzliche
Lohnzahlungen anfallen werden,l J6 wodurch sich die Bemessungsgrundlagen
der Arbeitgebersteuern (taxe d'apprentissage, participation des employeursala
formation professionnelle continue, participation des employeurs a l'effort de
114 Die Differenz zwischen der Bruttohardividende der deutschen Tochterkapital-
gesellschaft (64) und dem steuerptlichtigen Einkommen des Anteilseigners (63,96) re-
sultiert daraus, daß die von der franzhsischen Mutterkapitalgesellschaft auf die Yerwal-
tungskostenpauschale gezahlte Körperschaftsteuer vom Anteilseigner nicht vollständig,
sondern lediglich zu 97%, aufseine Einkommensteuer angerechnet werden kann.
115 Die Nachversteuerullg ließe sich nur vermeiden, falls die Ausschüttungshelastung der
deutschen Tochterkapitalgesellschaft mit der Ausschüttungssteuer verrechnet werden
könnte. Als Anrechnungshikhsthetrag wäre die franz()sische Ausschüttungssteuer
heranzuziehen. So auch Ruding-Kornmission, Beilage 5 zu OB J992, S. 9.
116 Denkhar wiiren z.B. Lohnzahlungen im Rahmen der Beteiligungsverwaltung oder der
Dehitelrenhuchhaltung.
21\construction)117 erhöhen. Da die tatsächlichen Lohnzahlungen nicht bekannt
sind, und es nicht sachgerecht erscheint, im Fall von Beteiligungs- und Zinser-
trägen an dem für Produktionserträge unterstellten Verhältnis der Lohnsumme
zur Kapitalrendite festzuhalten,118 müßten zusätzliche Annahmen bezüglich
der Lohnzahlungen getroffen werden. Dies soll im folgenden jedoch unterblei-
ben, denn die tatsächlichen Lohnzahlungen werden in diesem Fall vernachläs-
sigbar gering sein. Es wird daher vereinfachend davon ausgegangen, daß auf
Ebene der Mutterkapitalgesellschaft durch die Finanzierungsmaßnahme keine
zusätzlichen Zahlungen für Arbeitgebersteuern anfallen.
(2) Gewerbesteuer
Da in die Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer (taxe professionnelle) aus-
schließlich das in der Unternehmung eingesetzte Sachanlagevermögen ein-
geht,119 unterliegen Wirtschaftsgüter des Finanzanlagevermögens, wie z.B. Be-
teiligungen und Darlehensforderungen, nicht der Gewerbesteuer. Auch in dem
vom Unternehmen geschaffenen Mehrwert, von dem ein Anteil in Höhe von
3,5% die betragsmäßige Obergrenze der Gewerbesteuer bildet, sind Beteili-
gungs- und Zinserträge nicht enthalten. In diesem Mehrwert werden im we-
sentlichen die Nettoumsatzerlöse aus Verkäufen und Dienstleistungen er-
faßt.120 Aus diesem Grund löst die Kapitalvergabe auf Ebene der Mutterkapi-
talgesellschaft keine zusätzliche Gewerbesteuerzahlung aus.
(3) Vermögensteuer
Aus dem Halten der Beteiligung an bzw. der Forderung gegenüber einer
Tochterkapitalgesellschaft kann bei der Mutterkapitalgesellschaft keine Ver-
mögensteuerzahlung resultieren, da juristische Personen in Frankreich von der
Vermögensteu~rbefreit sind. Allerdings kann sich für den Anteilseigner eine
Vermögensteuerpflicht ergeben. Der Anteilseigner unterliegt mit dem Wert der
Anteile an der Mutterkapitalgesellschaft der Vermögensteuer, falls er die Vor-
aussetzungen zur Befreiung der Beteiligung von der Vermögensteuer nicht er-
füllt.
Die Anteile an der Mutterkapitalgesellschaft sind von der Vermögensteuer be-
freit, falls der Anteilseigner in der Kapitalgesellschaft eine Organfunktion aus-
übt und hierfür eine Vergütung erhält, die die Hälfte seiner steuerpflichtigen
Einkünfte übersteigt.121 Darüber hinaus muß die Beteiligungsquote an der
Mutterkapitalgesellschaft mindestens 25% betragen.122 Diese beiden Voraus-
setzungen dürften bei reinen Portfoliobeteiligungen nicht erfüllt sein, so daß in







Zu den Arbeitgebersteuern vgl. oben 2.2.2.
Zwischen Lohnsumme und Kapitalrendite wurde ein Verhältnis von 3:1 angenommen,
vgl. oben 1.2.
Vgl. Art. 1467 CGI.
Vgl. Lefebvre, F. (Hrsg.), Memento Fisca11992, Tz. 3683.
Vgl. Art. 885 0 bis-1 cdI.
Eine Beteiligungsquote von unter 25% ist jedoch unschädlich, falls der Anteil des Betei-
iigungswerts am Gesamtvermögen des Anteiiseigners 75% übersteigt,
vgl. Art. 885 0 bis-2 CGI.
29Der Wert der Anteile wird wie folgt ermittelt: Für börsennotierte Anteile ist
der Börsenkurs maßgebend.123 Nichtnotierte Anteile sind mit dem Marktwert
anzusetzen. Dieser kann aus Verkäufen abgeleitet werden oder, falls keine
Verkäufe stattfanden, im Rahmen einer Unternehmensbewertung ermittelt
werden.124 Da Darlehensforderungen sowie Schachtelbeteiligungen den Un-
ternehmenswert der Mutterkapitalgesellschaft mangels expliziter Korrekturvor-
schriften erhöhen, können folglich sowohl Darlehensforderungen als auch in-
und ausländische Schachtelbeteiligungen über eine Erhöhung des Beteili-
gungswerts indirekt beim Anteilseigner erfaßt werden. Der Steuersatz beträgt
für den Teil des Gesamtvermögens, der FF 42.520.000 übersteigt, 1,5%.125
Da Kapitalgesellschaften in Deutschland der Vermögensteuer unterliegen,
kann sich somit im Fall der Beteiligungsfinanzierung einer deutschen Tochter-
kapitalgesellschaft eine wirtschaftliche Doppelbesteuerung des in Deutschland
eingesetzten Vermögens ergeben, falls die Beteiligung an der französischen
Mutterkapitalgesellschaft beim Anteilseigner st_euerpflichtig ist.126 Dagegen er-
gibt sich bei Beteiligungen an inländischen und britischen Tochterkapitalgesell-
schaften maximal eine einmalige Belastung mit Vermögensteuer.
Die folgenden Abbildungen zeigen die Gesamtsteuerbelastung im Fall der Be-
teiligungs- bzw. Fremdfinanzierung inländischer, deutscher und britischer
Tochterkapitalgesellschaften unter Einbeziehung der Anteilseigner der franzö-
sischen Mutterkapitalgesellschaft. Auf Anteiiseignerebene wird bezüglich der
Vermögensteuerpflicht der Anteile an der Mutterkapitalgesellschaft zwischen
Portfoliobeteiligungen und steuerbefreiten Beteiligungen unterschieden.
123 Vgl. Art. 885 T bis CGI.
124 Zu den Methoden der Unternehmensbewertung siehe Lefebvre, F. (Hrsg.), Memento
FiscaI1992, Tz. 6810, 7162.
125 Vgl. Art. 885 U CGI.
126 Die französische MutterkapitalgeselJschaft ist mit der Beteiligung an der deutschen
Tochterkapitalgesellschaft in Deutschland nicht beschränkt steuerpflichtig, da
Frankreich das Besteuerungsrecht für die Beteiligung hat, vgl. Art. 19 Abs. 5 DBA
Deutschland-Frankreich.
30Abb.15: Gesamtsteuerbelastung im Fall der Beteiligungs- bzw. Fremdfinanzierung einer




Eingesetztes Kapital 1000,00 1000,00
Bruttorendite 100,00 100,00
taxe professionnelle -17,50 -17,50
Arbeitgebersteuern -6,75 -6,75
Zinsen -75,75
Gewinn vor Körperschaftsteuer 75,75
Körperschaftsteuetr4%) -25,76
Nettobardividende ins 50,00 75,75
11. Französische Mutterkapitalgesellschaft
Nettobardividende!Zins 50,00 75,75
Steuergutsehrift (avoir fiscal) 25,00
Körperschaftsteuerptlichtiger Gewinn 3,75 75,75
Körperschaftsteuer (34%) -1,27 -25,76
Steuerfreier Gewinn 46,25
Gewinn nach Körperschaftsteuer 48,73 50,00
Ausschilttungssteuer (pr~compte mobilier) 23,12




Steuergutschrift ~avoir fiscal) 24,36 25,00
Einkommen vor teuern 73,09 74,99
Einkommensteuer (56,8%) -17,15 -17,60
(Vermögensteuer) (-15,00) (-15,00)
(Nettoeinkommen bei Vermögensteuer) (16,58J (17,406 Nettoeinkommen 31,5 32,4
31Abb.16: Gesamtsteuerbelastung im Fall der Beteiligungs- bzw. Fremdfinanzierung einer























































































37,32Abb. ]7: Gesamtsteuerbelastung im Fall der Beteiligungs- bzw. Fremdfinanzierung einer















































Die durchgeführten Berechnungen können in Abhängigkeit der Finanzierungs-
fonn durch die französische Mutterkapitalgesellschaft wie folgt zusammenge-
faßt werden:
Abb.18: Gesamtsteuerbel~~ngmit französischer Mutterkapitalgesellschaft in Prozent
der Bruttorendite
Belastungsebene Tochterkapitalgesellschaft Mutterkapitalgesellschaft Gesamtsteuerbelastung
Finanzierungsform EK FK EK FK EK FK
Tochterkapitalgesellschaft
Frankreich 50,00 51,27 50,00 68,42 67,60
(83,42) (82,60)
Deutschland 66,17 59,60 42,40 81,30 62,68
(96,30) (77,68)
Großbritannien 33,00 34,14 34,00 71,07 57,23
(86,07) (72,23)
127 Die in Klammern gesetzte Steuerbelastung kommt zum Tragen, falls die Anteile an der
französischen Mutterkapitalgesellschaft beim Anteilseigner vermögensteuerpflichtig
sind.
33Im Fall der Thesaurierung der Gewinne auf Ebene der Tochterkapitalgesell-
schaft ist wegen der Abschirmwirkung, die die Tochterkapitalgesellschaft entfal-
tet, ausschließlich deren Steuerbelastung von Bedeutung. Daher kann uneinge-
schränkt auf die Ausführungen im Zusammenhang mit der deutschen Mutter-
kapitalgesellschaft verwiesen werden.128 Da Großbritannien das geringste Steu-
erniveau aufweist, ist für französische Mutterkapitalgesellschaften stets die Be-
teiligungsfinanzierung einer britischen Tochterkapitalgesellschaft am vorteilhaf-
testen.
Werden die Gewinne an die französische Mutterkapitalgesellschaft ausgeschüt-
tet und von dieser thesauriert, ergeben sich folgende Besteuerungskonsequen-
zen: Die Beteiligungserträge werden auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft
aufgrund des körperschaftsteuerlichen Schachtelprivilegs freigestellt. Allerdings
ist zu berücksichtigen, daß sich wegen der Versteuerung der Verwal-
tungskostenpauschale im Rahmen des Schachtelprivilegs eine zusätzliche
Körperschaftsteuerbelastung ergibt. Dies hat zur Konsequenz, daß bei inländi-
schen und britischen Beteiligungserträgen die-Steuerbelastung auf Ebene der
französischen Mutterkapitalgesellschaft stets höher ist als auf Ebene der,inlän-
dischen bzw. britischen Tochterkapitalgesellschaft. Bei Beteiligungen an deut-
schen Tochterkapitalgesellschaften sind neben den Besteuerungsfolgen in
Frankreich noch die steuerlichen Folgen in Deutschland zu berücksichtigen. Im
Fall der Ausschüttung von Gewinnen ist bei der deutschen Tochterkapit~lge­
seIlschaft die Ausschüttungsbelastung in Höhe von 36% herzustellen. Hieraus
resultiert eine Körperschaftsteuerminderung in Höhe von 14/50 des ausgeschüt-
teten Betrags. Belastend wirkt hingegen die in Deutschland erhobene Kapi-
talertragsteuer in Höhe von 5% der Bruttobardividende. Da insgesamt aber die
entlastenden Steuerwirkungen (Körperschaftsteuerminderung) die zusätzlichen
Steuerbelastungen (Kapitalertragsteuer, Körperschaftsteuer auf Verwal-
tungskostenpauschale) überkompensieren, verbleibt auf Ebene der franzö-
sischen Mutterkapitalgesellschaft nach Steuern ein höherer Betrag als bei der
deutschen Tochterkapitalgesellschaft. Es kann somit festgehalten werden, daß
bei deutschen Schachtelbeteiligungen eine Weiterausschüttung der Schach-
telerträge nach Frankreich günstiger als eine Thesaurierung in Deutschland ist.
Dagegen ist im Fall inländischer und britischer Schachtelbeteiligungen die The-
saurierung aufEbene der betreffenden Tochterkapitalgesellschaft vorteilhaft.
Die Darlehensvergabe löst grundsätzlich sowohl bei der Tochter- als auch bei
der Mutterkapitalgesellschaft Besteuerungsfolgen aus. Die Besteuerungswir-
kungen auf Ebene der Tochterkapitalgesellschaft wurden bereits bei der Dar-
stellung der Besteuerung einer deutschen Mutterkapitalgesellschaft erörtert.129
Auf Ebene der französischen Mutterkapitalgesellschaft unterliegen die Zinser-
träge ausschließlich der Körperschaftsteuer. Weitere Steuerzahlungen fallen
nicht an.
Die Ergebnisse zeigen, daß aus Sicht einer französischen Mutterkapitalgesell-
schaft die Vergabe von Fremdkapital an eine Tochterkapitalgesellschaft in allen
drei hier betrachteten Fällen günstiger als eine Beteiligungsfinanzierung ist. Bei
128 Vgl. oben 3.1.3.
129 VgI. oben 3.1.3.
34inländischen und britischen Beteiligungen ist für diese Rangfolge die im Fall
der Beteiligungsfinanzierung zusätzlich von der Mutterkapitalgesellschaft zu
zahlende Körperschaftsteuer maßgebend. Bei deutschen Beteiligungen liegt die
Ursache dagegen bereits in der steuerlichen Diskriminierung der Eigen- gegen-
über der Fremdfinanzierung in Deutschland begründet.
Auch unter Einbeziehung der Steuerbelastung der französischen Mutterkapital-
gesellscha-ft sind aus steuerlicher Sicht Investitionen nach Großbritannien am
vorteilhaftesten. Dagegen sind Investitionen in französischen Tochterkapitalge-
sellschaften nur dann günstiger als in deutschen, falls eine Finanzierung mit Ei-
genkapital vorgesehen ist. Die für den Fall der Thesaurierung auf Ebene der
Tochterkapitalgesellschaft abgeleitete Vorteilhaftigkeitsrangfolge kann sich
folglich für deutsche und französische Beteiligungen in Abhängigkeit von der
Finanzierungsform umkehren. Ursächlich für diese Umkehrung im Fall der
Darlehensvergabe ist die im Vergleich zu deutschen Kapitalgesellschaften
höhere Belastung französischer Kapitalgesellschaften, die insbesondere durch
die französische Gewerbesteuer (taxe pr?fessionnelle) hervorgerufen wird.130
Im Fall der Weiterausschüttung der Finanzierungserträge an die Anteilseigner
ergeben sich folgende Konsequenzen: Da Darlehenszinsen bereits von der
französischen Mutterkapitalgesellschaft versteuert wurden, ergeben sich bei ei-
ner Ausschüttung dieser Erträge auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft keine
Besteuerungsfolgen. Das steuerpflichtige Einkommen des Anteilseigners ent-
spricht der Nettobardividende zuzüglich der damit verbundenen Steuergut-
schrift (avoir fiscal) in Höhe von'50% der Dividende. Die Steuergutschrift kann
uneingeschränkt auf die persönliche Einkommensteuerschuld angerechnet
werden. Aufgrund des Teilanrechnungssystems verbleibt allerdings eine
Definitivbelastung mit inländischer Körperschaftsteuer in Höhe von nahezu 3%
der aufder Dividende lastenden Körperschaftsteuer.
Demgegenüber hat die französische Mutterkapitalgesellschaft bei einer Aus-
schüttung der durch das Schachtelprivileg zunächst freigestellten Beteiligungs-
erträge die Ausschüttungssteuer (precompte mobilier) zu entrichten. Die
Entrichtung der Ausschüttungssteuer hat lediglich bei der Weiterausschüttung
inländischer Beteiligungserträge keine negativen Konsequenzen. Dagegen wird
die der Mutterkapitalgesellschaft gewährte Steuerbefreiung bei britischen
Schachteldividenden im Ergebnis vollständig rückgängig gemacht. Bei deut-
schen Schachtelerträgen mildert sich der Effekt der Nachversteuerung, da die
in Deutschland auf die Bruttobardividende einbehaltene Kapitalertragsteuer
aufdie Ausschüttungssteuer angerechnet werden kann.
Da die Ausschüttungssteuer betragsmäßig der mit der Dividende verbundenen
Steuergutschrift entspricht, wird bei der Ausschüttung von Schachteldividenden
im Prinzip eine Vollanrechnung praktiziert. Allerdings ergibt sich auch in die-
sem Fall eine - im Ergebnis jedoch vernachlässigbare - Definitivbelastung mit
inländischer Körperschaftsteuer, denn die auf die Verwaltungskostenpauschale
130 In der Literatur wird nur vereinzelt auf die hohe Belastungswirkung der taxe pro-
fessionnelle im Vergleich zur deutschen Gewerbesteuer hingewiesen. Vgl. hierzu z.B.
Fischer, L., DB 1989, S. 394 ff.; Wendt, R., StuW 1992, S. 78.
35gezahlte Körperschaftsteuer kann vom Anteilseigner nicht vollständig ange-
rechnet werden.
Auf Anteilseignerebene ist die Vermögensteuerzahlung auf den Wert der An-
teile an der Mutterkapitalgesellschaft als zusätzlicher Belastungsfaktor zu be-
rücksichtigen, falls die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung der Anteile
nicht erfüllt sind. Auswirkungen auf die Vorteilhaftigkeit der einzelnen Finan-
zierungsalternativen resultieren hieraus jedoch nicht, da aufgrund der An-
nahme identischer Bemessungsgrundlagen die Vermögensteuerzahlungen je-
weils in gleicher Höhe anfallen.
Unter Einbeziehung der Anteilseigner ist weiterhin die Fremdfinanzierung von
Tochterkapitalgesellschaften der Beteiligungsfinanzierung vorzuziehen, wobei
es bei der für die Mutterkapitalgesellschaft festgestellten Rangfolge bleibt.
Aufgrund der Nachversteuerung ausländischer Beteiligungserträge bei deren
Weiterausschüttung nimmt die Differenz in der Steuerbelastung zwischen Ei-
gen- und Fremdfinanzierung bei ausländischen Beteiligungen weiter zu. Ist le-
diglich eine Beteiligungsfinanzierung vorgesehen, sind Investitionen in inländi-
schen Tochterkapitalgesellschaften am günstigsten.
3.3. Großbritannien
3.3.1. Thesaurierung aufEbene,der Mutterkapitalgesellschaft
Inländische Beteiligungserträge sind bei der britischen Mutterkapitalgesell-
schaft unabhängig von der Höhe der Beteiligungsquote an der Tochterkapital-
gesellschaft als franked investment income von der Körperschaftsteuer be-
freit.131 Die Freistellung umfaßt neben der Dividende auch die damit verbun-
dene Steuergutschrift (tax credit) in Höhe von 25/75 der Dividende.132 Folglich
fällt auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft keine zusätzliche Körper-
schaftsteuerzahlung auf erhaltene inländische Schachteldividenden an. Da die
Steuergutschrift der Mutterkapitalgesellschaft i.d.R. nicht erstattet wird, son-
dern grundsätzlich nur mit der auf eigene Ausschüttungen zu zahlenden ad-
vance corporation tax verrechnet werden kann,133 entspricht die Gesamtsteu-
erbelastung bei einer Thesaurierung der Beteiligungserträge somit der Körper-
schaftsteuerzahlung der inländischen Tochterkapitalgesellschaft.
Ausländische Beteiligungserträge sind auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft
körperschaftsteuerpflichtig. Im Gegensatz zu Dividendenzahlungen inländi-
scher Tochterkapitalgesellschaften werden sie nicht als franked investment in-
come freigestellt.134 Zur Vermeidung der wirt&chaftlichen Doppelbesteuerung
13] Vgl. TA 1988, sec. 208.
132 Vgl. TA 1988, sec. 238 (1).
133 Vgl. TA 1988, sec. 241 (J). Die Steuergutschrift wird nur in gesondert gelagerten Fällen
erstattet. So z.B., falls die Schachteldividenden mit Verlusten der Mutterkapitalgesell-
schaft verrechnet werden können, vgl. TA 1988, sec. 242. Siehe auch Butterworths UK
Tax Guide 1991-92, Tz. 24:18; Moores Rowland's Yellow Tax Guide 1991-92, Anm. zu
TA 1988, sec. 242; Webb, N.C., IBFD-Bulletin 1991, S. 177 tl
134 Vgl. TA 1988, sec. 7 (1); Butterworths UK Tax Guide 1991-92, Tz. 36:26.
36der Dividenden ist in Großbritannien für Kapitalgesellschaften bereits nach na-
tionalem Recht neben der direkten Anrechnung einer im Ausland auf die Divi-
dende einbehaltenen Kapitalertragsteuer die indirekte Anrechnung der von der
ausschüttenden Tochterkapitalgesellschaft im Rahmen der ausländischen Divi-
dendenbesteuerung gezahlten Gewinnsteuern (underlying tax) vorgesehen.135
Voraussetzung für. die indirekte Anrechnung ist eine Beteiligung von minde-
stens 10% am stimmberechtigten Kapital der ausländischen Gesellschaft.136
'Gemäß den Doppelbesteuerungsabkommen mit Deutschland137 und Frank-
reich138 ist die indirekte Anrechnung auch bei Beteiligungen an deutschen und
französischen Tochterkapitalgesellschaften möglich, sofern die Beteiligungs-
quote am stimmberechtigten Kapital der Tochterkapitalgesellschaft mindestens
10% beträgt. Die konkrete Ausgestaltung der Anrechnungsmethode richtet sich
nach innerstaatlichem britischen Recht.139
Zur Ermittlung des Anrechnungshöchstbetrags sind die aus dem Ausland bezo-
genen Schachteldividenden um die im Ausland darauf einbehaltene Kapitaler-
tragsteuer und um die bei der Tochterkapitalgesellschaft auf die Gewinnaus-
schüttung erhobenen Gewinnsteuern (underlying tax) zu erhöhen.140 Der so er-
mittelte Betrag entspricht dem in Großbritannien steuerpflichtigen Einkommen
(United Kingdom income).141 Die ausländischen Steuern (Kapitalertragsteuer
und underlying tax) sind maximal in Höhe der britischen Körperschaftsteuer
anrechenbar, die auf ~as steuerpflichtige Einkommen entfällt (Anrechnungs-
höchstbetrag).142 Ein Uberhang an anrechenbaren ausländischen Steuern kann
weder vor- bzw. zurückgetragen werden noch wird er erstattet.143
Bei Schachtelbeteiligungen an deutschen Kapitalgesellschaften ist neben der in
Deutschland einbehaltenen Kapitalertragsteuer in Höhe von 5% der Brutto-
bardividende die von der Tochterkapitalgesellschaft auf die Gewinnausschüt-
tung gezahlte Körperschaft- und Gewerbeertragsteuer anrechenbar.144 Nicht
anrechenbar sind hingegen die gezahlte Vermögen- und Gewerbekapi-
talsteuer.145 Im Fall von Schachtelbeteiligungen an französischen Tochterkapi-
talgesellschaften kann die von der Tochterkapitalgesellschaft auf die Ge-
135 VgJ. TA 1988, sec. 790; Butterworths UK Tax Guide 1991-92, Tz. 36:25; Moores
Rowland's Yellow Tax Guide 1991-92, Anm. zu TA 1988, sec. 790.
136 VgJ. TA 1988, sec. 790 (5).
137 VgJ. Art. XVIII Abs. 1a, b DBA Deutschland-Großbritannien. Im Abkommen selbst ist
eine Beteiligungsquote von 25% vorgesehen. Allerdings bleibt die günstigere nationale
Vorschrift (Beteiligungsquote 10%) davon unberührt. VgJ. Korn, R./Debatin, H., Dop-
pelbesteuerung, Großbritannien, S. 277; CCH, British International Tax Agreements,
Germany, Anm. zu Art. XVIII.
138 VgJ. Art. 24 a (i), (ii) DBAFrankreich-Großbritannien.
139 VgJ. Butterworths UK Tax Guide 1991-92, Tz. 36:14.
140 VgJ. TA 1988, sec. 795 (1). Siehe auch Butterworths UK Tax Guide 1991-92, Tz. 36:18,
36:26.
141 VgJ. Butterworths UKTax Guide 1991-92, Tz. 36:18.
142 Vgl. TA 1988, sec. 797 (1). Siehe auch Moores Rowland's Yellow Tax Guide 1991-92,
Anm. zu TA 1988, sec. 797.
143 Vgl. Butterworths UK Tax Guide 1991-92, Tz. 36:25; Gammie, M., Intertax 1991, S. 548.
144 Vgl. Art. XVIII Abs. 1b DBA Deutschland-Großbritannien.
145 Vgl. Art. XVIII Abs. 1b DBA Deutschland-Großbritannien.
37winnausschüttung gezahlte Körperschaftsteuer angerechnet werden.146 Die Be-
steuerungskonsequenzen der indirekten Anrechnung werden anhand des fol-
genden Beispiels erläutert:147
Abb.19: Indirekte Anrechnung bei deutschen und französischen Schachteldividenden -
Großbritannien
I. Tochterkapitalgesellschaft Deutschland FrankreIch
Bruttorendite 100,00 100,00
Gewerbesteuer vom Kapital -8,00
Arbeitgebersteuern/taxe professionnelle -24,25










Gewinn vor Körperschaftsteuer 87,50 75,75
Körperschaftsteuer (33%) 28,87 25,00
Anrechenbare Steuer -28,87 -25,00
Körperschaftsteuer nach Anrechnung 0 0
~rechnungsÜberhang) (17,49) (0,766 winn nach Steuern 41,14 50,
Da die auf das steuerpflichtige Einkommen entfallende britische Körper-
schaftsteuer geringer als die maximal anrechenbaren ausländischen Steuern ist,
fällt in Großbritannien aufgrund des dort herrschenden Steuerniveaus sowohl
bei deutschen als auch bei französischen Schachteldividenden keine Körper-
schaftsteuer an. Vielmehr entsteht in beiden Fällen ein Anrechnungsüberhang
an ausländischen Steuern, der nicht erstattet wird. Folglich entspricht die Steu-
erbelastung bei deutschen bzw. französischen Schachtelerträgen den Steuer-
zahlungen in Deutschland bzw. in Frankreich. Wirtschaftlich betrachtet wirkt
die indirekte Anrechnungsmethode somit wie eine Freistellung (internationales
Schachtelprivileg) der deutschen bzw. französischen Beteiligungserträge auf
Ebene der britischen Mutterkapitalgesellschaft.
Darlehenszinsen aus dem In- und Ausland erhöhen das steuerpflichtige Ein-
kommen der britischen Mutterkapitalgesellschaft und unterli~gen bei ihr der
Körperschaftsteuer.148 Die auf Darlehenszinsen von inländischen Tochterkapi-
talgesellschaften einbehaltene Abzugssteuer in Höhe von 25% ~.ann die Mut-
terkapitalgesellschaft auf ihre Körperschaftsteuer anrechnen. Ubersteig~ die






Vgl. Art. 24 a (ii) DBA Frankreich-Großbritannien. Die Anrechnung weiterer fran-
zösischer Steuern wie z.B. taxe professionnelle oder Arbeitgebersteuern ist nicht
möglich, da diese Steuern nicht durch das Abkommen erfaßt werden.
Zur indirekten Anrechnung allgemein siehe z.B. Gammie, M., Intertax 1991,
S. 547 f. Zu den Ausgangsdaten des Beispiels siehe oben Abbildung 3 und 5.
Vgl. TA 1988, sec. 8 (1). Siehe auch Henbrey, E.J., CDFI 1982, S. 602.
Vgl. TA 1988, sec. 7 (2).
383.3.2. Weiterausschüttung an die Anteilseigner
Im Fall der Ausschüttung der Finanzierungserträge an ihre Anteilseigner muß
die britische Mutterkapitalgesellschaft 25/75 des ausgeschütteten Betrags bzw.
25% der steuerpflichtigen Dividendeneinkünfte des Anteilseigners (Nettobardi-
vidende zuzüglich Steuergutschrift) als advance corporation tax (ACT) einbe-
halten,150 die mit ihrer festzusetzenden Jahreskörperschaftsteuer verrechnet
werden kann.151
Der Anteilseigner erhält mit der Dividende eine Steuergutschrift (tax credit) in
Höhe von 25/75 der Dividende.152 Die Steuergutschrift erhöht die steuerpflich-
tigen Einnahmen des Anteilseigners und kann auf die Einkommensteuer ange-
rechnet werden.153 Die steue~flichtigen Einnahmen unterliegen der Einkom-
mensteuer in Höhe von 40%.1 ~
Bei einer Weiterausschüttung inländischer Beteiligungserträge, die als franked
investment income auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft freigestellt sind,
kann die mit den Schachteldividenden verbundene Steuergutschrift mit der
ACf verrechnet werden. Dies hat zur Folge, daß bei einer vollständigen Wei-
terausschüttung keine ACf einzubehalten ist, da die verrechenbare Steuergut-
schrift gerade der anfallenden ACf entspricht.155 Die dem Anteilseigner zu-
fließende Dividende zuzüjlich der Steuergutschrift entspricht daher dem fran-
ked investment income.15 Dies wird durch das folgende Beispiel verdeutlicht:

































Vgl. TA 1988, sec. 14 (3) i.V.m. FA 1991, sec. 21 (1) (a). Siehe auch Garnrnie, M.,
Intertax 1991, S. 548.
Vgl. TA 1988, sec. 239 (1).
Vgl. TA 1988, sec. 231 (1).
Vgl. TA 1988, sec. 20 (1),231 (3).
Vgl. FA 1991, sec. 21 (1) (c).
Vgl. TA 1988, sec. 241 (1).
Vgl. Butterworths UK Tax Guide 1991-92, Tz. 24:18.
39Im Ergebnis fällt somit auf Ebene der britischen Mutterkapitalgesellschaft we-
der im Fall der Thesaurierung noch bei der Weiterausschüttung inländischer
Schachteldividenden Körperschaftsteuer an. Des weiteren kann die der Mutter-
kapitalgesellschaft in Verbindung mit den Beteiligungserträgen zustehende
Steuergutschrift vollständig an den Anteilseigner weitergeleitet werden.157 Da-
her wirkt die Zwischenschaltung einer Kapitalgesellschaft in Großbritannien
ebenso wie in Deutschland (Vollanrechnung) steuerneutral, denn zwischen der
direkten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner und der Ausschüttung über
eine zwischengeschaltete Kapitalgesellschaft treten keine Belastungsunter-
schiede auf.
Schüttet die Mutterkapitalgesellschaft Beteiligungserträge von deutschen oder
französischen Tochterkapitalgesellschaften aus, ist hinsichtlich der Entrichtung
der ACf und somit der Höhe des ausschüttbaren Betrags danach zu differen-
zieren, ob sie neben den ausländischen Schachteldividenden weitere, ungemil-
dert mit britischer Körperschaftsteuer belastete Einkünfte erzielt hat oder
nicht,158
Liegen ausschließlich Schachteldividenden aus Deutschland bzw. Franlgeich
vor, fällt aufgrund der Anrechnung der deutschen bzw. französischen Steuern
keine britische Körperschaftsteuer an. Eine Verrechnung der ACf ist daher
nicht möglich. Folglich reduziert sich die maximale Ausschüttung auf den um
die ACf verminderten Gewinn nach Steuern der Mufterkapitalgesellschaft,159
wie die Fortführung des Beispiels aus Abbildung 18 zeigt:
Abb.21: Weiterausschüttung deutscher und französischer Schachteldividenden im Fall
nichtverrechenbarerACf - Großbritannien
I. Tochterkapitalgesellschaft Deutschland Frankreich
II. Britische Mutterkapitalgesellschaft






Die Einbehaltung der ACf führt in diesem Fall vom Grundsatz her zu den glei-
chen negativen Konsequenzen wie die Herstellung der Ausschüttungsbelastung
im deutschen Körperschaftsteuersystem bzw. die Entrichtung der Ausschüt-
tungssteuer (precompte mobilier) in Frankreich. Die ACf hat nicht mehr den
Charakter einer Körperschaftsteuervorauszahlung, sondern sie führt zu einer
157 VgI. Korn, R/Debatin, H., Doppelbesteuerung, Großbritannien, S. 218.
158 VgI. z.B. Vögele, A./Zimmermann, J., Tax Planning International Review 9/1991, S. 11.
159 VgJ. Gammie, M., Intertax 1991, S. 548; Vögele, A./Zimmermann, J., Tax Planning In-
ternational Review 9/1991, S. 11. Die ACf wird erst mit der nach Anrechnung der aus-
ländischen Steuer verbleibenden Körperschaftsteuer verrechnet, vgI. TA 1988, sec.
797 (4). Siehe auch Moores Rowland's Yellow Tax Guide 1991-92, Anm. zu TA 1988,
sec. 797.
40wirtschaftlichen Doppelbesteuerung der ausländischen Schachteldividenden.]60
Im Gegensatz zum deutschen bzw. französischen Körperschaftsteuersystem gilt
diese Aussage allerdings nur unter der Prämisse, daß die Mutterkapitalgesell-
schaft auf Dauer ausschließlich Schachtelerträge aus Deutschland bzw.
Frankreich erzielt oder erzielt hat.
Besteht für die Mutterkapitalgesellschaft aufgrund zusätzlich anfallender, unge-
mildert mit Körperschaftsteuer belasteter Gewinne die Möglichkeit der Ver-
rechnung der ACf mit ihrer festzusetzenden Jahreskörperschaftsteuer, behält
die ACf ihren Charakter als Körperschaftsteuervorauszahlung.16] Die Ver-
rechnung der zunächst einbehaltenen ACf führt zu einer entsprechenden Min-
derung der Jahreskörperschaftsteuer, so daß die Körperschaftsteuerbelastung
der Mutterkapitalgesellschaft insgesamt unverändert bleibt. An den Anteilseig-
ner kann folglich der gesamte Gewinn nach Steuern, d.h. die aus Deutschland
bzw. Frankreich bezogenen Schachteldividenden, ausgeschüttet werden. Dies
zeigt das folgende Beispiel:
Abb.22: Weiterausschüttung deutscher und französischer Schachteldividenden im Fall
verrechenbarerACf - Großbritannien
I. Tochterkapitalgesellschaft Deutschland Frankreich
11. Britische Mutterkapitalgesellschaft
Gewinn nach Steuern 41,14 50,00
ACf(25(l5) -13,71 -16,67




In Abhängigkeit von der Höhe weiterer, ungemildert mit Körperschaftsteuer
belasteter Gewinne der britischen Mutterkapitalgesellschaft kann die ACf un-
terschiedliche Wirkungen entfalten, was sich dann auch aufden Betrag der wei-
terausschüttbaren Schachteldividenden auswirkt: Erzielt die Mutterkapitalge-
sellschaft neben den Schachteldividenden aus Deutschland bzw. Frankreich
keine weiteren steuerpflichtigen Einkünfte, hat die ACf mangels Verrech-
nungsmöglichkeit den Charakter einer zusätzlichen Körperschaftsteuerzahlung
(surplus ACf).162 Kann die gesamte ACf dagegen mit der auf weitere, steuer-
pflichtige Einkünfte entfallenden Körperschaftsteuer verrechnet werden, han-
delt es sich um eine Körperschaftsteuervorauszahlung. Im Gegensatz zum deut-
schen bzw. französischen Körperschaftsteuersystem, bei dem durch die Herstel-
160 VgJ. Garnrnie, M., Intertax 1991, S. 548.
]61 Die verrechenbare ACf ist auf 25% des steuerpflichtigen Gewinns begrenzt (Verrech-
nungshöchstbetrag). Allerdings können die nicht im Ausschüttungsjahr verrechenbaren
ACf-Beträge im Rahmen des Verrechnungshöchstbetrags sechs Jahre zurück- bzw.
zeitlich unbegrenzt vorgetragen werden (vgl. TA 1998, sec. 239 (2) (3) (4)), so daß sich
die bereits gezahlte bzw. die zukünftige Körperschaftsteuer entsprechend mindert.
]62 So z.B. bei einer britischen Mutterkapitalgesellschaft, die nur Auslandsbeteiligungen
hält, vgI. Gammie, M., Intertax 1991, S. 550.
41lung der Ausschüttungsbelastung bzw. die Erhebung der Ausschüttungssteuer
die auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft für ausländische Schachteldividen-
den gewährte Steuerbefreiung generell rückgängig gemacht wird, tritt diese
Nachversteuerung in Großbritannien nicht generell auf.163
Die Erhebung der ACf bei der Weiterausschüttung von Darlehenszinsen hat
keine Auswirkungen auf die Höhe des ausschüttbaren Betrags. Da sowohl in-
ländische als auch aus Deutschland bzw. Frankreich stammende Zinsen auf
Ebene der britischen Mutterkapitalgesellschaft körperschaftsteuerpflichtig sind,
kann die ACf mit der Jahreskörperschaftsteuer verrechnet werden. 164 Infolge
der ACf-Verrechnung vermindert sich die Jahreskörperschaftsteuer entspre-
chend, so daß die gesamten Darlehenszinsen nach Körperschaftsteuer als Divi-
dende ausgeschüttet werden können. Die folgenden Abbildungen zeigen die
Gesamtsteuerbelastung für den Fall der Beteiligungs- bzw. Fremdfinanzierung
inländischer, deutscher und französischer Tochterkapitalgesellschaften unter
Einbeziehung der Anteilseigner der britischeQ Mutterkapitalgesellschaft. Auf
Ebene der Mutterkapitalgesellschaft wird im Fall deutscher und französischer
Beteiligungserträge danach differenziert, ob im Fall deren Weiterausschüttung
an den Anteilseigner die ACf mit der Jahreskörperschaftsteuer verrechenbar
ist (Fall 1) oder nicht (Fall 2).
Abb.23: Gesamtsteuerbelastung im Fall der Beteiligungs- bzw. Fremdfinanzierung einer




Eingesetztes Kapital 1000,00 1000,00
Bruttorendite 100,00 100,00
Zinsen -100,00
Gewinn vor Körperschaftsteuer 100,00
Körperschaftsteuer (33%) ·33,00




Steuergutschrift (tax credit) 22,33 25,00
Gewinn vor Körperschaflsteuer 100,00
Körperschaftsteuer (33%~ -8,00
Gewinn nach Körperscha tsteuer 67,00 67,00





Sleuergutschrift (tax credil) 22,33 22,33
Einkommen vor Steuern 89,33 89,33
Einkommensteuer (40%) -13,40 -13,40
Nettoeinkommen 53,60 53,60
163 Über die.gesamte Lebensdauer einer Kapitalgesellschaft betrachtet entsteht wohl im-
mer ein Uberschuß an nichtverrechenbarer ACT, wenn davon ausgegangen wird, daß
diese neben den hier analysierten Schachteldividenden sämtliche steuerpflichtigen Er-
träge ausschüttet.
164 Bei inländischen Zinserträgen wird die ACT vor der anrechenbareI} Abzugssteuer in
Höhe von 25% von der Jahreskörperschaftsteuer abgezogen. Ein Uberschuß an an-
rechenbarer Abzugssteuer wird der Mutterkapitalgesellschaft erstattet, vgl. TA 1988,
sec. 7 (2) i.V.m. s~c. 239 (3).
42Abb.24: Gesamtsteuerbela~tungim Fall der Beteiligungs- bzw. Fremdfinanzierung einer









































































































46,78Abb.25: GesamtsteuerbeJastung im Fall der Beteiligungs- bzw. Fremdfinanzierung einer
























































































In Abhängigkeit von der Finanzierungsform durch die britische Mutterkapital-
gesellschaft ergeben sich für die einzelnen Belastungsebenen die folgenden
Steuerbelastungen:
44Abb.26: Gesamtste~erpG~astungmit britischer Mutterkapitalgesellschaft in Prozent der
BruttorendIte
Belastungsebene Tochterkapitalgesellschaft Mutterkapitalgesellschaft Gesamtsteuerbelastung
Finanzierungsform ,EK FK EK FK EK FK
Tochterkapitalgesellschaft
Großbritannien 33,00 33,00 33,00 46,40 46,40
Deutschland 66,17 58,86 41,53 67,09 53,22
(75,32)
Frankreich 50,00 50,00 49,25 60,00 59,40
(70,00)
Thesauriert die Tochterkapitalgesellschaft die Gewinne, entspricht die Gesamt-
steuerbelastung den Steuerzahlungen der Tochterkapitalgesellschaft im jeweili-
gen Sitzstaat. Hierzu wird auf die Ausführungen im Zusammenhang mit einer
deutschen Mutterkapitalgesellschaft verwiesen.166 Wie im Fall deutscher und
französischer Mutterkapitalgesellschaften erweist sich Großbritannien vor
Frankreich und Deutschland als günstigste Alternative.
Bei einer Ausschüttung der Gewinne an die britische Mutterkapitalgesellschaft
und Thesaurierung derselben ergibt sich gegenüber dem Fall der Thesaurierung
auf Ebene der Tochterkapitalgesellschaft lediglich bei einer Schachtelbeteili-
gung an einer deutschen Tochterkapitalgesellschaft eine abweichende Steuer-
belastung. Durch die Gewinnausschüttung kommt es infolge der Herstellung
der Ausschüttungsbelastung bei der deutschen Tochterkapitalgesellschaft zu
einer Körperschaftsteuerminderung in Höhe von 14 Prozentpunkten. Belastend
wirkt hingegen die in Deutschland einbehaltene Kapitalertragsteuer in Höhe
von 5% der Bruttobardividende. Da insgesamt aber der entlastende Effekt
(Körperschaftsteuerminderung) überwiegt, ist die der Mutterkapitalgesellschaft
zufließende Nettobardividende höher als der von der Tochterkapitalge~ell­
schaft thesaurierbare Betrag.
Auf Ebene der britischen Mutterkapitalgesellschaft löst weder der Zufluß in-
ländischer noch deutscher und französischer Schachtelerträge Steuerzahlungen
aus: Inländische Beteiligungserträge sind von der Körperschaftsteuer befreit.
Die bei deutschen und französischen Schachteldividenden zur Anwendung
kommende Anrechnung deutscher und französischer Steuern pewirkt de facta
aufgrund des geringeren britischen (Körperschaft-) Steuerniveaus eine Freistel-
lung der betreffenden Erträge.
Es kann somit festgehalten werden, daß bei inländischen und französischen Be-
teiligungen bei einer Gewinnausschüttung an die britische Mutterkapitalgesell-
schaft die Steuerbelastung gegenüber derjenigen auf Ebene der jeweiligen
Tochterkapitalgesellschaft unverändert bleibt. Dagegen verringert sie sich bei
165 Die in Klammern gesetzte Steuerbelastung kommt zum Tragen, falls die bei der
Weiterausschüttung deutscher und französischer Schachteldividenden einzubehaltende
ACf nicht mit der Körperschaftsteuer verrechnet werden kann.
166 Vgl. oben 3.1.3.
45der Beteiligung an einer deutschen Tochterkapitalgesellschaft aufgrund der Be-
steuerungswirkungen in Deutschland. Daher ist in diesem Fall eine Ausschüt-
tung der Gewinne nach Großbritannien günstiger als eine Thesaurierung in
Deutschland. Die..Steuerentlastung in Deutschland ist allerdings nicht ausrei-
chend, um eine Anderung der für die Ebene der Tochterkapitalgesellschaft
festgestellten Vorteilhaftigkeitsrangfolge zu bewirken.
Die Vergabe eines Darlehens löst sowohl bei der das Darlehen erhaltenden
Tochterkapitalgesellschaft als auch bei der Mutterkapitalgesellschaft Steuer-
zahlungen aus. Bezüglich der Besteuerungsfolgen auf Ebene der Tochterkapi-
talgesellschaft kann auf die Ausführungen zur Besteuerung einer deutschen
Mutterkapitalgesellschaft verwiesen werden.167 Bei der britischen Mutterkapi-
talgesellschaft unterliegen die Darlehenszinsen der Körperschaftsteuer.
Sollen die Finanzierungserträge von der britischen Mutterkapitalgesellschaft
thesauriert werden, ist mit Ausnahme von inländischen Beteiligungen die
Fremdfinanzierung günstiger als die Beteiligungsfinanzierung. Bei Beteiligun-
gen an französischen Tochterkapitalgesellschaften ist hierfür der im Vergleich
zu Großbritannien - im Ergebnis allerdings nahezu vernachlässigbare - höhere
französische Körperschaftsteuertarif, dem die Beteiligungserträge unterliegen,
ausschlaggebend. Im Fall einer deutschen Beteiligung liegt der Grund für die
Vorteilhaftigkeit der Fremdfinanzierung bereits in der steuerlichen Dis-
kriminierung der Beteiligungsfinanzierung auf Ebene der deutschen
Tochterkapitalgesellschaft. Bei der Darlehensvergabe an eine inländische Toch-
terkapitalgesellschaft fallen bei dieser keine Steuerzahlungen an, so daß die
Darlehenszinsen nur mit Körperschaftsteuer der Mutterkapitalgesellschaft be-
lastet sind. Da inländische Beteiligungserträge aufgrund der Freistellung bei der
Mutterkapitalgesellschaft lediglich auf Ebene der Tochterkapitalgesellschaft
der Körperschaftsteuer unterliegen, ist die Mutterkapitalgesellschaft aus steu-
erlicher Sicht somit indifferent zwischen der Beteiligungs- und der Fremdfinan-
zierung. Folglich treten in Großbritannien innerhalb eines zweistufigen Unter-
nehmensaufbaus im Grundsatz auch keine steuersystembedingten Verzer-
rungen von Finanzierungsentscheidungen auf.
Aus Sicht einer britischen Mutterkapitalgesellschaft sind grundsätzlich Investi-
tionen in inländische Tochterkapitalgesellschaften am vorteilhaftesten. Die für
den Fall der Thesaurierung der Tochterkapitalgesellschaft festgestellte Vorteil-
haftigkeitsrangfolge zwischen deutschen und französischen Tochterkapi-
talgesellschaften ist in Abhängigkeit von der Finanzierungsform zu modifizie-
ren: Soll eine Beteiligungsfinanzierung erfolgen, ist weiterhin eine Investition in
französische Tochterkapitalgesellschaften vorteilhafter. Dagegen sind bei einer
beabsichtigten Fremdfinanzierung Investitionen in deutsche Tochterkapi-
talgesellschaften vorzuziehen, da in diesem Fall die Steuerbelastung auf Ebene
der deutschen TochterkapitalgeselIschaft geringer ist.
Bei einer Weiterausschüttung der Finanzierungserträge an den Anteilseigner ist
von der britischen Mutterkapitalgesellschaft grundsätzlich die advance corpora-
167 Vg1. oben 3.1.3.
46tion tax (ACT) einzubehalten. Handelt es sich bei den ausgeschütteten Beträ-
gen um inländische Beteiligungserträge oder um Darlehenszinsen, hat die Ein-
behaltung der ACT keine Konsequenzen aufdie dem Anteilseigner zufließende
Dividende: Bei inländischen Beteiligungserträgen kann die ACT vollstänaigmif
der Steuergutschrift (tax credit), die mit den Schachteldividenden verbunden
ist, verrechnet werden. Da Darlehenszinsen auf Ebene der Mutterkapitalgesell-
schaft körperschaftsteuerpflichtig sind, mindert sich deren Jahreskörperschaft-
steuer um die bereits entrichtete ACT.
Der Anteilseigner hat die Nettodividende und die damit verbundene Steuergut-
schrift (tax credit) in Höhe von 25/75 der Nettobardividende zu versteuern. Das
britische Teilanrechnungssystem führt wie das französische bei Gewinnaus-
schüttungen zu einer Definitivbelastung mit inländischer Körperschaftsteuer, da
die Körperschaftsteuernicht vollständig aufdie Einkommensteuer anrechenbar
ist.
Werden Schachteldividenden von deutschen und französischen Tochtergesell-
schaften weiterausgeschüttet, führt die Einbehaltung der ACT nur dann nicht
zu einer Minderung des ausschüttbaren Betrags, falls die Muttergesellschaft ne-
ben den Schachteldividenden noch weitere, ungemildert mit Körperschaftsteuer
belastete Erträge erzielt (Fall 1). In diesem Fall mindert sich aufgrund der
ACf-Verrechnung die auf die weiteren Einkünfte entfallende Jahreskörper-
schaftsteuer entsprechend, so daß die gesamten deutschen bzw. französischen
Schachteldividenden an den Anteilseigner weitergeleitet werden können.
Fallen dagegen neben den Schachteldividenden keine weiteren körperschaft-
steuerpflichtigen Erträge an (Fall 2), wirkt die ACT entgegen ihrem Charakter
als Körperschaftsteuervorauszahlung wie eine Körperschaftsteuererhöhung.
Daher kann die Mutterkapitalgesellschaft nur die jeweiligen Schachteldividen-
den nach Abzug der ACT ausschütten. Im Ergebnis wird hierdurch die in Groß-
britannien über die indirekte Anrechnung gewährte de facto Freistellung der
Schachteldividenden wieder rückgängig gemacht, denn diese sind nunmehr mit
in- und ausländischen Ertragsteuern belastet.
Da die advance corporation tax dem mit der Dividende verbundenen tax credit
entspricht, wird bei der Ausschüttung steuerbefreiter Schachteldividenden eine
Vollanrechnung praktiziert.
Unter Einbeziehung der Anteilseigner sind weiterhin Investitionen in inländi-
sche Tochterkapitalgesellschaften am vorteilhaftesten, wobei die Finanzie-
rungsweise unerheblich ist.168 Im Fall ,deutscher und französischer Direktinve-
stitionen bleibt die Vorteilhaftigkeit der Fremd- gegenüber der Beteiligungsfi-
168 Aus Sicht der Anteilseigner bestehen im Fall inländischer Tochterkapitalgesellschaften
zwischen der Fremd- und der Beteiligungsfinanzierung keine Steuerbelastungsdifferen-
zen, da durch die Zwischenschaltung einer Mutterkapitalgesellschaft bei der Fremdfi-
nanzierung die Zins- in Beteiligungserträge umgewandelt werden. Erfolgt die Finan-
zierung dagegen direkt durch den Anteilseigner, ist die Fremdfinanzierung günstiger als
die Beteiligungsfinanzierung, da bei letzterer aufgrund des Teilanrechnungssystems eine
Definitivkörperschaftbelastung auftritt, vgl. hierzu Jacobs, O.H./Spengel, c., Unter-
nehmensbesteuerung und Finanzierung, ZEW-Discussion-Paper Nr. 92-03.
47nanzierung bestehen. Gegenüber der f.ür die Mutterkapitalgesellschaft festge-
stellten Rangfolge treten somit keine Anderungen auf. Die möglicherweise er-
folgende Nachversteuerung bei der Weiterausschüttung deutscher und franzö-
sischer Schachteldividenden (Fall 2) hat zur Folge, daß sich der Nachteil der
Beteiligungs- gegenüber der Fremdfinanzierung deutscher bzw. französischer
Tochterkapitalgesellschaften weiter vergrößert.
4. Zusammenfassende Schlußbetrachtung
4.1. Kurzfassung der Ergebnisse
Die in bezug aufdie Besteuerung von Finanzierungsmaßnahmen in einem zwei-
stufigen Unternehmensaufbau unter Einbeziehung der Anteilseigner der Mut-
terkapitalgesellschaft durchgeführte Untersuchung für Deutschland, Frankreich
und Großbritannien hat zu folgendem Ergebnts geführt:
Abb.27: Ges~mtr6euerbelastung der analysierten Sachverhalte in Prozent der Brutto-
rendite
Mutterkapitalgesellschaft Deutschland Frankreich Großbritannien
Finanzierungsform EK FK EK FK EK FK
Tochterkapitalgesellschaft
Deutschland
Thesaurierung 66,17 66,17 66,17
Ausschüttung 66,17 71,47 59,60 42,40 58,86 41,53
Gesamtsteuerbelastung 68,20 78,18 81,30 62,68 67,09 53,22
(96,30) (77,68) (75,32)
Frankreich
Thesaurierung 50,00 50,00 50,00
Ausschüttung 50,00 76,27 51,27 50,00 50,00 49,25
Gesamtsteuerbelastung 76,50 82,69 68,42 67,60 60,00 59,40
(83,42) (82,60) (70,00)
Großbritannien
Thesaurierung 33,00 33,00 33,00
Ausschüttung 33,00 66,17 34,14 34,00 33,00 33,00
Gesamtsteuerbelastung 68,51 73,20 71,07 57,23 46,40 46,40
(86,07) (72,23)
169 Im Fall von Frankreich kommt die in Klammern gesetzte Steuerbelastung zum Tragen,
falls die Anteile an der französischen Mutterkapitalgesellschaft beim Anteilseigner
vermögensteuerpflichtig sind. Im Fall von Großbritannien kommt die in Klammern
gesetzte Steuerbelastung zum Tragen, falls die britische Mutterkapitalgesellschaft bei
der Weiterausschüttung deutscher und französischer Schachteldividenden die advance
corporation tax nicht auf ihre Jahreskörperschaftsteuer anrechnen kann.
48Bezogen auf die Gesamtsteuerbelastung hat die Untersuchung gezeigt, daß bei
reinen Inlandsinvestitionen in Deutschland eine Beteiligungsfinanzierung und
in Frankreich eine Fremdfinanzierung günstiger ist. In Großbritannien hat die
Finanzierungsform dagegen keinen Einfluß auf die Höhe der Gesamtsteueibe~=~------~­
lastung. Im Vergleich zu Auslandsinvestitionen werden Inlandsinvestitionen
durchweg geringer belastet, falls eine Beteiligungsfinanzierung vorgenommen
wird. Erfolgt dagegen eine Fremdfinanzierung, sind aus deutscher und französi-
scher Sicht britische Direktinvestitionen am vorteilhaftesten. Aus Sicht Groß-
britanniens ist weiterhin eine Inlandsinvestition günstiger.
Abschließend werden die in den beiden vorangegangenen Kapiteln herausge-
arbeiteten Gründe für die Belastungsdifferenzen, die im Zusammenhang mit
der nationalen und grenzüberschreitenden Finanzierung von Kapitalgesell-
schaften bestehen, zusammengefaßt. Hierbei handelt es sich ausschließlich um
steuersystembedingte Ursachen, da Unterschiede in der Ermittlung der steuer-
lichen Bemessungsgrundlagen, die ohne Zweifel grenzüberschreitende Investi-








Vermeidung der Doppelbelastung in- und ausländischer Beteili-
gungserträge _
Während Darlehenszinsen nur auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft der
Körperschaftsteuer unterliegen, sind Dividendenzahlungen mit Körper-
schaftsteuer der Tochterkapitalgesellschaft belastet. Zur Vermeidung einer
kumulativen Belastung inländischer Beteiligungserträge bestehen in Frankreich
und Großbritannien nationale Schachtelprivilegien. Eine solche Mehrfachbela-
stung wird allerding~ nur in Großbritannien, dagegen nicht im Rahmen des
französischen Schachtelprivilegs verhindert. In Deutschland wird eine Mehr-
fachbelastung von inländischen Beteiligungserträgen durch die Möglichkeit der
Vollanrechnung vermieden.
Ausländische Beteiligungserträge sind in Deutschland und Frankreich aufgrund
von Schachtelprivilegien von der Körperschaftsteuer befreit. Allerdings wird im
Rahmen des französischen Schachtelprivilegs aufgrund der Versteuerung einer
Verwaltungskostenpauschale eine Doppelbelastung ausländischer Schachteldi-
videnden nicht vollständig vermieden. Bei britischen Mutterkapitalgesellschaf-
ten wird eine Doppelbelastung ausländischer Beteiligungserträge durch die An-
rechnung im Ausland gezahlter Gewinn- und Quellensteuern auf die inländi-
sche Körperschaftsteuer vermieden. Aufgrund des vergleichsweise geringen bri-
tischen Körperschaftsteuerniveaus bewirkt die Anrechnungsmethode de facto
eine Freistellung deutscher und französischer Schachteldividenden auf Ebene
der britischen Mutterkapitalgesellschaft.
49Bei deutschen und britischen Mutterkapitalgesellschaften tritt somit keine
Doppelbesteuerung in- und ausländischer Beteiligungserträge auf. Aus diesem
Grund können die auf Ebene dieser Mutterkapitalgesellschaften in Abhängig-
keit vom Sitzstaat der Tochterkapitalgesellschaft und in Abhängigkeit von der
Finanzierungsform auftretenden Belastungsunterschiede nur auf Unterschiede
zwischen der Höhe der nationalen Körperschaftsteuertarife sowie auf die Er-
hebung weiterer ertragsabhängiger sowie ertragsunabhängiger Steuern zurück-
zuführen sein. Dagegen wird die Steuerbelastung bei französischen Mutterkapi-
talgesellschaften im Fall der Beteiligungsfinanzierung in- und ausländischer Di-
rektinvestitionen bereits aufgrund der nicht vollständigen Beseitigung der Dop-
pelbesteuerung erhöht.
(2) Weiterausschüttung ausländischer Beteiligungserträge
Keines der drei analysierten Länder gewährt bei der Weiterausschüttung aus-
ländischer Schachteldividenden eine Steue_rgutschrift für die von der
ausländischen Tochterkapitalgesellschaft auf die Dividende gezahlte Körper-
schaftsteuer. Aufgrund der Versagung eines grenzüberschreitenden Körper-
schaftsteueranrechnungsanspruchs führt die Weiterausschüttung steuerbefrei-
ter Schachteldividenden an die Anteilseigner in Deutschland und Frankreich
zwingend zu einer Körperschaftsteuererhöhung und somit zu einer wirt-
schaftlichen Doppelbesteuerung dieser Dividenden.
Aus Sicht deutscher und französischer Mutterkapitalgesellschaften und deren
Anteilseigner hat diese Nachversteuerung zum einen zur Folge, daß für den
Fall der Beteiligungsfinanzierung Direktinvestitionen im Ausland durchweg hö-
her belastet sind als inländische Direktinvestitionen. Zum anderen resultiert
hieraus eine Benachteiligung der Beteiligungs- gegenüber der Fremdfinanzie-
rung ausländischer Direktinvestitionen.
Die in Großbritannien auf Gewinnausschüttungen erhobene advance corpora-
tion tax führt nicht zwingend zu einer Nachversteuerung. Führt deren Erhe-
bung im Einzelfall zu einer Nachversteuerung, treten allerdings die gleichen
nachteiligen Konsequenzen wie im Fall einer deutschen bzw. französischen
Mutterkapitalgesellschaft auf.
4.2.1.2. Körperschaftsteuertarife
Unterschiede zwischen der Höhe der nationalen Körperschaftsteuertarife sind
zum einen der Grund für die auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft auftre-
tenden Steuerbelastungsdifferenzen im Fall der Beteiligungsfinanzierung in-
und ausländischer Direktinvestitionen.170 Zum anderen lassen sich auch die
Belastungsunterschiede zwischen der Beteiligungs- und Fremdfinanzierung
170 Während inländische Beteiligungserträge dem inländischen Steuerniveau unterliegen,
sind ausländische Beteiligungserträge aufgrund der Freistellung im Inland nur im
Ausland körperschaftsteuerpflichtig. V.gI. hierzu die Zwischenergebnisse in 3.1.3., 3.2.3.
und 3.3.3.
50ausländischer Tochterkapitalgesellschaften auf die Differenzen zwischen der
Höhe der nationalen Körperschaftsteuertarife zurückführen.171
Des weiteren führt die Reduzierung des deutschen Körperschaftsteuertarifs um
14 Prozentpunkte im Ausschüttungsfall dazu, daß im Fall der Beteiligungsfinan-
zierung deutscher Tochterkapitalgesellschaften durch ausländische Mutterkapi-
talgesellschaften die Steuerbelastung auf deren Ebene geringer ist als auf
Ebene der deutschen Tochterkapitalgesellschaft.]72
Insgesamt ist festzustellen, daß von den Unterschieden der nationalen Körper-
schaftsteuertarife in bezug auf Höhe und Ausgestaltung ein großer Einfluß auf
die Steuerbelastungsdifferenzen zwischen rein nationalen und grenzüberschrei-
tenden Direktinvestitionen ausgeht.
Dagegen sind die auf Ebene der Mutterkapitalgesellschaft auftretenden
Steuerbelastungsdifferenzen zwischen der Fremdfinanzierung ausländischer
Tochterkapitalgesellschaften einerseits und der Beteiligungs- bzw. Fremdfinan-
zierung inländischer Tochterkapitalgesellscliaften andererseits nicht auf unter-
schiedliche Körperschaftsteuertarife zurückzuführen. Da es sich bei sämtlichen
Erträgen jeweils um inländische Einkünfte handelt, ist folglich die Ursache für
die bestehenden Belastungsdifferenzen die Erhebung weiterer ertragsabhängi-
ger sowie ertragsunabhängiger Steuern in den einzelnen Ländern.
4.2.2. Weitere Ertragsteuern und ertragsunabhängige Steuern
(1) Deutschland
Die Erhebung der Gewerbesteuer und der Vermögensteuer in Deutschland er-
höht zum einen die Steuerbelastung deutscher Kapitalgesellschaften. Dies führt
generell zu einer Benachteiligung von deutschen Direktinvestitionen gegenüber
Direktinvestitionen in Frankreich und Großbritannien.
Da beide Steuerarten auf Ebene einer deutschen Tochterkapitalgesellschaft die
Fremdfinanzierung begünstigen, auf Ebene einer deutschen Mutterkapitalge-
sellschaft hingegen einseitig die Beteiligungsfinanzierung, ergeben sich zum an-
deren Konsequenzen für die Finanzierung von Direktinvestitionen.
171 Während Darlehenszinsen im Inland körperschaftsteuerpflichtig sind, sind ausländische
Beteiligungserträge im Inland freigestellt. Vgl. hierzu die Zwischenergebnisse in 3.1.3.,
3.2.3. und 3.3.3.
]72 Der gespaltene deutsche Körperschaftsteuertarif hat folgende weitere Konsequenz: Da
Schachteldividenden einer deutschen Tochterkapitalgesellschaft auf Ebene einer deut-
schen Mutterkapitalgesellschaft körperschaftsteuerpflichtig sind, auf Ebene einer fran-
zösischen bzw. britischen Mutterkapitalgesellschaft dagegen (nahezu) freigestellt wer-
den, ist die Körperschaftsteuerbelastung dieser Dividenden auf Ebene einer deutschen
Mutterkapitalgesellschaft (50%) höher als auf Ebene einer französischen (37,1%) bzw.
britischen (36%) Mutterkapitalgesellschaft. Zur Kritik an diesem sog. negativen Aus-
ländereffekt siehe z.B. Herzig, N./Dautzenberg, N., DB 1992, S. 7; Ritter, W., BB 1992,
S.362.
51Aus Sicht französischer und britischer Mutterkapitalgesellschaften ist daher re-
gelmäßig die Fremdfinanzierung deutscher Direktinvestitionen vorteilhafter als
die Beteiligungsfinanzierung. Für deutsche Mutterkapitalgesellschaften ist da-
gegen sowohl bei inländischen als auch bei französischen und britischen Direkt-
investitionen die Beteiligungsfinanzierung begünstigt.
Ein zusätzliche, einseitige Benachteiligung der Fremdfinanzierung in- und aus-
ländischer Direktinvestitionen aus Sicht der deutschen Anteilseigner resultiert
daraus, daß in diesem Fall aufden Beteiligungswert an der Mutterkapitalgesell-
schaft Vermögensteuer anfällt. '
(2) Frankreich
Die in Frankreich erhobenen Arbeitgebersteuern sowie die taxe professionnelle
führen zu einer Erhöhung der Steuerbelastung französischer (Tochter-) Kapi-
talgesellschaften und begünstigen somit deutsche und britische gegenüber fran-
zösischen Direktinvestitionen. Auswirkungen auf die Art der Finanzierung hat
die Erhebung dieser Steuern allerdings ebensowenig wie die unter Umständen
bei französischen Anteilseignern erhobene Vermögensteuer auf den Anteils-
wert an der Mutterkapitalgesellschaft.
Zusammenfassend ist festzuhalten, daß die Erhebung weiterer ertragsabhängi-
ger und ertragsunabhängiger Steuern in Deutschland und Frankreich zu einer
einseitigen Benachteiligung von Direktinvestitionen in diesen Ländern gegen-
über Direktinvestitionen in Großbritannien führen. Die deutsche Gewerbe-
und Vermögensteuer verzerren darüber hinaus Finanzierungsentscheidungen
deutscher Mutterkapitalgesellschaften sowie ausländischer Mutterkapitalgesell-
schaften m~t deutschen Tochterkapitalgesellschaften.
4.2.3. Quellensteuern
Eine Quellensteuer auf Gewinnausschüttungen an ausländische Mutterkapital-
gesellschaften mit Sitz innerhalb der EG wird gegenwärtig lediglich noch in
Deutschland erhoben, wodurch sich die Steuerbelastung deutscher Direktinve-
stitionen von französischen und britischen Mutterkapitalgesellschaften im Fall
der Beteiligungsfinanzierung erhöht.
Deutschland ist gemäß den Bestimmungen der Mutter-Tochter-Richtlinie je-
doch verpflichtet, ab Mitte 1996 auf die Erhebung einer Quellensteuer zu ver-
zichten, wenn die dividendenempfangende Mutterkapitalgesellschaft in der EG
ansässig ist. Daher wird die aus Sicht französischer und britischer Mutterkapi-
talgesellschaften bestehende steuerliche Diskriminierung deutscher Direktinve-
stitionen spätestens ab diesem Zeitpunkt entfallen.
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